
Tschüß

Was bringt
Schröder?
UND: ■ Kosovo ■ Antifaschismus 
■ 80 Jahre Novemberrevolution

ZEITUNG DER INTERNATIONALEN SOZIALISTEN NO. 18 NOVEMBER 1998 2 DM



2 Internationale Sozialisten

EDITORIAL

Kürzungskanzler Kohl wurde nach 16
Jahren Amtszeit endlich abgewählt.
Obwohl sich die Wirtschaftskrise noch
nicht in der Europäischen Union und in
Deutschland durchgesetzt hat, wird der
neue Kanzler, Gerhard Schröder
gezwungen sein, die Kürzungspolitik von
Kohl fortzusetzen, um Deutschland auf
dem Weltmarkt konkurrenzfähig zu hal-
ten.
Der Sieg der SPD war eine Art
Barometer für das Bewußsein der
Kollegen in den Betrieben und gab ihnen
ein Gefühl der Zusammengehörigkeit.
Von einem Umschwung aus der Starre
und dem Niedergang der Arbeiter-
bewegung kann man aber nicht spre-
chen.
Um weiter in der Oberliga des
Kapitalismus spielen zu können, wird die
BRD mittelfristig nicht auf militärische
Aktionen in den potentiellen internatio-
nalen Einflußgebieten verzichten können.
Bereitwillig bieten sich Schröder und
sein grüner Außenminister Fischer den
Bossen als Handlanger für Massenmord
und Bombardierungen des Balkan an.
Unser zweites Schwerpunktthema
befaßt sich mit dem Konflikt auf dem
Balkan und verweist auf die einzig mögli-
che Perspektive für den Balkan: Die
nationale Befreiungsbewegung militärisch
unterstützen, damit der Imperialismus
geschwächt wird und die Kämpfe in eine
permanente Revolution mit sozialisti-
scher Perspektive übergehen.
Desweiteren berichten wir von der
Novemberrevolution 1918 in Deutsch-
land, der marxistischen Methode im
Klassenkampf, sowie über den Zusam-
menhang von Börsenkrachs und realen
Wirtschaftskrisen.
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Auch nach Wahl setzt CSU auf
chauvinistische Ausgrenzung
HIV-positiver Kanadier soll abgeschoben werden
Das Münchener Verwaltungs-

gericht hat die Ausweisung eines
47jährigen Kanadiers bestätigt,
der HIV-positiv ist. Grundlage des
Urteils ist der von CSU-Rechts-
außen Gauweiler mitinitiierte
„AIDS-Maßnahmenkatalog“.
Obwohl die Krankheit AIDS bei

dem Kanadier nicht ausgebrochen
ist, reicht der Befund ‘HIV-Positiv’
schon für »die abstrakte Gefahr
einer Krankheitsübertragung …
[und die] Kosten für die Heil-
behandlung müßten letztlich von der
Solidargemeinschaft aufgebracht
werden.«
Die bayerische Landesregie-

rung setzt weiter auf das
„Teile-und-Herrsche“ Kon-
zept, indem sie versucht aus-
ländische Kollegen gegen
Deutsche ,  Kranke gegen
G e s u n d e ,  S c h w u l e  u n d
Lesben gegen Heteros aus-
zuspielen.
Wir verurteilen dieses chauvini-

stische und menschenverachtende
Urteil zutiefst und fordern seine
Rücknahme.

Nordkoreas Bürokratie
kriegt den Hals nicht voll

den Vorratskammern der Bosse ver-
schwindet.

Das Land, das wie alle stalinistischen
Staaten unter einem roten Deck-
mäntelchen seine Massen ausplündert,
will sich nun mit besonderen Luxus-
gütern ausrüsten: bei Daimer-Benz in
Stuttgart ist eine Bestellung über 200
Limousinen der neuen S-Klasse einge-
gangen. Gesamtwert über 30 Millionen
Mark.

Das Land steckt tief mit einem Bein
in der Barbarei, doch die Verschwen-
dungssucht der Herrschenden ist un-
gebrochen.

Die Arbeiterklasse Nord- und Süd-
koreas wird die stalinistischen Bosse
im Norden genauso zum Teufel jagen
müssen, wie die Privatkapitalisten im
Süden.

Die anhaltende Hungersnot hat in
Nordkorea nach Schätzungen schon
bis zu drei Millionen Menschen das
Leben gekostet. Die meisten Staats-
betriebe stehen seit Jahren still, weite
Teile der Bevölkerung haben nur noch
Gras zu essen.

Doch die herrschende Klasse, einer
der letzten herrschenden staatskapita-
listischen Bürokratien auf der Welt,
lebt in streng abgeschirmten Villen-
vierteln und lassen sich mit Luxus-
artikeln aus dem Westen versorgen.
Für die Verschwendungssucht der No-
menklatura und für riesige Rüstungs-
aufwendungen sind noch genug Mittel
vorhanden.

Auch die Hilfsgüter, die Nordkorea
von westlichen Hilfsorganisationen er-
reichen, werden erst durch die Kanäle
des Militärs geleitet, wo das meiste in

Der längste Arbeitskampf der
Nachkriegsgeschichte ist durch die
Vermittlung des Ex-Bundesarbeits-
ministers Blüm zu Ende gegangen.

In seinem Dankesbrief an den
»lieben Norbert« Blüm schrieb der
IG Medien Vorsitzende Hensche,
daß »uns allen ein Stein vom Herzen
gefallen ist.«

Zu dem Streik war es gekom-
men, weil Herr Warweg mit sei-
nem Unternehmen keinem Ar-
beitgeberverband angehört und
sich weigerte, Löhne und Arbeits-
bedingungen nach dem Tarifver-
trag auszurichten.

Jetzt wurde unter Vermittlung
Blüms zwar der Tarifvertrag der

Druckindustrie anerkannt, jedoch
bleiben die Löhne der Kollegen
auch weiterhin bis zu 30 Prozent
unter Tarif. Der Tarif wurde auf
dem Papier übernommen, mit der
erpresserischen Ausschlußlosung
»Ausnahmen an dem Ziel zu orientie-
ren, die Arbeitsplätze in der Firma zu
sichern«.

Zudem gilt weiterhin die 38- und
nicht die tarifliche 35-Stunden-
Woche.

Wichtig für die Kollegen ist aller-
dings, daß die 100prozentige Lohn-
fortzahlung verbindlich gesichert
ist.

»Daß vorerst materiell alles beim
alten bleibt, bedrückt uns,« so die

ehemalige Betriebsratsvorsitzende.
Sie hofft, daß Warweg sich an die
Vereinbarungen hält und die Ge-
hälter in nächster Zeit angehoben
werden.

Das Ergebnis der Streiks beweist
keineswegs, daß betriebliche
Kämpfe heutzutage vergeblich
sind. Doch in einem völlig isolier-
ten Betrieb gibt es kaum Hoffnung
auf Erfolg. Der Abschluß zeigt, daß
man sich nicht auf die DGB-Füh-
rung verlassen kann und Kämpfe in
diesen Zeiten des niedrigen Be-
wußtseins nur Erfolgsaussichten
haben, wenn es eine breitere
kämpferische Bewegung gibt.

Niederlage bei Schilder Warweg
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★ FRANCIS BYRNE

ÈMilosevic erkl�rte im jugoslawischen
Fernsehen, durch sein Einlenken sei ãdie
Gefahr einer Milit�rinterventionÒ durch
die NATO abgewendet worden ...
Milosevic hatte ... zugesagt, innerhalb
von neun Monaten Wahlen abzuhalten,
der albanischen Bev�lkerungsmehrheit
die Autonomie und eine eigene Polizei zu
geben sowie Untergrundk�mpfern Straf-
freiheit zu gew�hren und Kriegs-
verbrechen zu untersuchen.Ç

(Frankfurter Rundschau, 14.10.1998)
Auch wenn die westlichen Staats-

oberh�upter Milosevic nicht ganz �ber
den Weg trauen, lauteten ihre Presse-
mitteilungen zur scheinbaren L�sung der
Kosovo-Krise ganz �hnlich: die Drohung
der NATO, Serbien zu bombardieren,
wenn bestimmte Konßiktl�sungen nicht
gesucht werden, habe die Situation auf
dem Balkan entsch�rft.

Der Kosovo ist Teil der Bundes-
republik Jugoslawien, der zu 90 Prozent
von Albanern bewohnt wird, in dem aber
die serbische Zentralregierung in Belgrad
eine Apartheid-Region aufgebaut hat, in
der die serbische Bourgeoisie �ber die
albanische Mehrheit herrscht. 1989
wurde das Regionalparlament abgesetzt,
albanische Schulen und Universit�ten
verboten, Albaner d�rfen seit dem kein
Land kaufen, die serbische Polizei terro-
risiert Demonstrationen f�r die Rechte
der Albaner, und die wirtschaftliche
Situation der Region ist verheerend und

liegt weit unterhalb des jugoslawischen
Niveaus. Etwa 200.000 Fl�chtlinge zie-
hen durchs Land oder leben auf der
Flucht vor dem serbischen Staatsterror in
den W�ldern.

Tats�chlich wollte Slobodan Milosevic
eine Bombardierung Belgrads nicht in
Kauf nehmen, um zu verhindern, da§
sein Rest-Staat weiter auseinanderf�llt.
Die staatliche Souver�nit�t Restjugo-
slawiens wird allerdings auch in den
Forderungen der UNO, der NATO und
der OSZE nicht angetastet. Der US-
Sonderbeauftragte Richard Holbrooke
hatte eine Vereinbarung mit Milosevic
getroffen, in der eine Unabh�ngigkeit
des Kosovo von Jugoslavien ausge-
schlossen ist. Insoweit hatte Milosevic
auch nicht viel zu verlieren und konnte
aus diesem Grund der internationalen
�berwachungsmission zustimmen.

Die NATO hat kein Interesse an einer
Unabh�ngigkeit des Kosovo, sie bef�rch-
tet mit Recht, da§ bei einer Unab-
h�ngigkeit des Kosovo die Verh�ltnisse
auf dem Balkan aus den Fugen geraten
w�rden: Bestrebungen zu einem Gro§-
Albanien w�rden noch st�rkeren Auf-
trieb erhalten, Montenegro w�rde noch
st�rker versuchen aus dem Staaten-
verbund herauszubrechen, Mazedonien,
Bulgarien und Griechenland w�rden
direkt in ihren Interessensgebieten beein-
tr�chtigt. Und trotzdem h�ngt die
Bedrohung eines neuen Krieges st�ndig
�ber dem Balkan. Kleinstaaten wurden

im Interesse des Imperialismus geschaf-
fen. Die entstandenen Provinzen und
Teilrepubliken sind im Interesse der
Imperialisten auseinandergetrieben und
aufeinander gehetzt worden. Die Lunte
f�r einen Krieg ist also schon vom
Imperialismus gelegt worden. Die
Gefahr einer gr�§eren kriegerischen
Auseinandersetzung wird jetzt nur ver-
st�rkt.

Jetzt sollen 2.000 OSZE-Beobachter,
begleitet von unbewaffneten �berwa-
chungsß�gen, die Umsetzung der UN-
Resolution 1.199 beobachten. Diese
Resolution verlangt von Belgrad, Milit�r
und Sondereinheiten aus dem Kosovo
abzuziehen, die R�ckkehr der Fl�cht-
linge zu erm�glichen, mit den internatio-
nalen Hilfsorganisationen zusammenzu-
arbeiten und eine L�sung des Konßikts
mit den Kosovo-Albanern auszuhandeln.

Der NATO Aktivierungsbefehl, der
den NATO-Truppen einen Milit�rschlag
innerhalb von 48 Stunden erm�glicht,
bleibt auch nach der Vereinbarung
Holbrookes bestehen. Der Befehl Èsieht
... zun�chst Angriffe mit Marsch-
ßugk�rpern und anderen Raketen,
anschlie§end gestaffelte Luftangriffe auf
serbische Ziele vor, falls Belgrad nicht in
der Zwischenzeit tats�chlich damit
beginnt, die Forderungen des UN-
Sicherheitsrats zu erf�llen.Ç

(Frankfurter Rundschau, 14.10.1998)
Die Konßikte auf dem Balkan und die

Frage der Unabh�ngigkeit des Kosovo
bleiben allerdings weiterhin ungel�st:

Die UCK, die Kosovo-Befreiungs-
armee beharrt auf einer Unabh�ngigkeit
des Kosovo. Im Gegensatz zum verbote-
nen Untergrundparlament um Pr�sident
Rugovar, k�mpft die UCK f�r eine kon-

Konflikte des
Balkans bleiben
ungelöst

Bombardierungsdrohung gegen Belgrad
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sequente Losl�sung von Jugoslawien.
Eine Intervention bzw. Bombardie-

rungsdrohung des Westens Ð egal, ob
jetzt mit oder ohne UNO-Mandat Ð ent-
spannt die Situation nicht.

Schon in den Konßikten um Slowe-
nien, Kroatien und Bosnien-Herzegowina
sch�ttete jede Intervention des Westens
mehr �l ins Feuer. Schon seit Jahr-
hunderten werden die Nationalit�ten-
konßikte auf dem Balkan daf�r instru-
mentalisiert, den Interessenskonßikten
der verschiedenen Gro§m�chte eine
Plattform zu geben.

Die einzige Perspektive f�r den
Kosovo, Serbien und den gesamten Bal-
kan ist, da§ die Arbeiter der verschiede-
nen Nationalit�ten erkennen, da§ die
Trennungslinien nicht zwischen den
Nationalit�ten stehen, sondern zwischen
oben und unten.

Heute den imperialistischen NATO-
Truppen, die im Auftrag der gr�§ten
Kapitalm�chte agieren, zu erlauben,
milit�risch im Balkan einzugreifen, w�re,
wie den Wolf zum Sch�fer zu machen.

Die Imperialisten haben nur ein
Interesse: Sie wollen sich Zugang zu
M�rkten verschaffen. Besonders die USA
will Ru§land als Waffenlieferanten aus
der Region vertreiben. Diese Militaristen
zum Friedensstifter machen  zu wollen,
ist mehr als Paradox.

Der Imperialismus zerst�rt die Welt
durch seine ProÞtgier, pl�ndert Staaten
bis zum letzten aus, bis sie in Barbarei
versinken, wie Somalia und Afghanistan.

Unsere Losung lautet Krieg dem
Kriege! Aber wir Sozialisten d�rfen nicht
dem Hauptfeind der internationalen
Arbeiterklasse, dem Imperialismus der
USA, Frankreichs, Gro§britanniens und
Deutschlands ideologisch in die
Steigb�gel helfen und ihn in seinen
Kriegsbestrebungen unterst�tzen. Unsere
Antwort auf Krieg ist immer der
B�rgerkrieg von unten gegen oben.

Clinton, Schr�der und Fischer haben
im Balkan nichts zu suchen.
NATO raus aus dem Balkan!

Serbischer Polizist im Kosovo

„Die einzige Möglichkeit (für eine
friedliche Lösung auf dem Balkan,
Anm. LC) wird darin liegen, daß die
albanischen Arbeiter gemeinsam
mit den serbischen und allen
Arbeitern des Balkans für eine
gemeinsame Welt eintreten.“

So schrieb Werner Klein in
Klassenkampf Nr. 16, und er hat
recht! Sozialisten haben die Pflicht,
für diese Perspektive des gemeinsa-
men Kampfes der Arbeiter einzutre-
ten, egal wie sehr ihnen die natio-
nalistische Hetze auch ins Gesicht
bläst. Leider zieht sich diese
Perspektive nicht immer wie ein
roter Faden durch eure Bericht-
erstattung. Da ist schon mal die
Rede von „der Brutalität des serbi-
schen Krieges“ (KK Nr. 17) oder
davon, daß „die Albaner“ von „den
Serben“ unterdrückt würden (KK Nr.
15). Völlig aus der Luft gegriffen ist
die Behauptung: „Die serbische
Minderheit dort wird – noch – nicht
von der albanischen Bevölkerung
bedroht, obwohl sie nur 10% der
Bevölkerung ausmachen“ (KK Nr.
17) Ganz so als würde in diesem
Krieg nicht auch zurückgeschossen,
serbische Jungen und Männer nicht
aus Flüchtlingsbussen verschleppt
und trotz eines Massakers an 23
serbischen Zivilisten Ende August.
Außerdem ist in euren Artikeln nicht
ein einziges kritisches Wort über die
UCK zu lesen. Wer so schreibt, wird
die serbischen Arbeiter für einen
„gemeinsamen Kampf“ nicht begei-
stern können, denn diese schiebt er
mit einem Federstrich zu „den
Serben“ gleich den Unterdrückern,

obwohl viele die Schnauze voll
haben von der Milosevic-Clique und
deren Kriegsgeschrei. Umgekehrt
fesselt er aber auch die Albaner an
ihre nationalistische Soldateska,
mit der sie zwangsläufig Schiffbruch
erleiden müssen. Ein wenig mehr
Fingerspitzengefühl ist in dieser
vom Nationalismus vergifteten
Atmosphäre wohl angebracht. 

Klare Akzente erfordert auch die
Wahl der Überschriften: Es ist
immer leichter, mit dem Rücken-
wind der deutschen Presseland-
schaft gegen den serbischen Impe-
rialismus zu Felde zu ziehen. Für
Sozialisten in Deutschland (und
dies verlangt nicht zuletzt die
Geschichte) sollte es aber vor
allem heißen: Deutsche Truppen
und NATO raus aus Jugoslawien! 

■ LYNN CIMINSKI, HAMM

Kommentar der Redaktion:
Sicher stimmt es, daß inzwischen

die Kosovo-Albaner auch die serbi-
sche Minderheit terrorisiert. Dies
geschieht jedoch als Antwort auf
die Unterdrückung durch die serbi-
sche herrschende Klasse. Es gibt
eine nationale Unterdrückung durch
die serbische Bourgeoisie im
Kosovo. Darin sind sich alle linken
Gruppen, außer den stalinistischen
Gruppen einig. Natürlich meinen wir
mit „die Serben unterdrücken die
Albaner,“ immer die herrschende
Klasse und nicht die serbischen
Arbeiter.

Leserbrief: 

Pflicht, für
Arbeiterkampf 
einzutreten
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Im Moment tobt ein blutiger
Krieg um Unabhängigkeit im
Kosovo, der schon Hunderte
Tote gefordert hat. 

�ber 200.000 Menschen sind auf der
Flucht vor den Auseinandersetzungen.
Die Kosovo-Albaner in Jugoslavien hat-
ten in der Region Kosovo einen Bev�lke-
rungsanteil von etwa 90 %, waren aber in
den Parlamenten nicht ann�hernd repr�-
sentiert. Im Zuge des Auseinanderfallens
von Jugoslavien wurden 1989 die albani-
schen Schulen und Universit�ten ge-
schlossen, es durfte kein Land mehr an
Albaner verkauft werden, und �hnliche
Unterdr�ckungsma§nahmen gegen die
Bev�lkerung wurden durchgef�hrt.

Diese Unterdr�ckung wirkte sich nat�r-
lich auch auf den Lebensstandard der
Menschen aus: Der Kosovo galt und gilt
immer noch als die �rmste Region
Europas. Das Pro-Kopf-Einkommen
betrug 1954 nur 48% und 1975 sogar nur
35% des jugoslawischen Durchschnitts.

Jetzt haben eine Bewegung und eine
Armee von sich reden gemacht, die die
Unabh�ngigkeit des Kososvo von
Belgrad auf ihre Fahnen geschrieben
haben. Die Frage ist, wie verhalten wir
uns als Revolution�re gegen�ber solchen
Bewegungen?

F�r uns Sozialisten verlaufen die
Grenzen zwischen oben und unten und
nicht zwischen Deutschen und Nicht-
deutschen oder zwischen den verschiede-
nen Nationen. Im Kommunistischen
Manifest hei§t es: 

ÈDie Arbeiter haben kein Vaterland.
Man kann ihnen nicht nehmen, was sie
nicht haben. Indem das Proletariat
zun�chst sich die politische Herrschaft
erobern, sich zur nationalen Klasse
erheben, sich selbst als Nation konsti-
tuieren mu§, ist es selbst noch natio-
nal, wenn auch keineswegs im Sinne
der Bourgeoisie. ... In dem Ma§e, wie
die Exploitation des einen Individuums
durch das andere aufgehoben wird,
wird die Exploitation [Ausbeutung]
einer Nation durch die andere aufge-
hoben.
Mit dem Gegensatz der Klassen im
Innern der Nation f�llt die feindliche
Stellung der Nationen gegen-

einander.Ç1

Wir Sozialisten k�mpfen also f�r eine
klassenlose Weltgesellschaft, die keine
Nationen oder Nationalit�ten kennt und
lehnen die Teilung der Welt in verschie-
dene Nationen ab.

Es gibt aber verschiedene Formen des
Nationalismus. Es gibt den Nationa-
lismus der alten imperialistischen Staaten
Ð wie den USA, Frankreich oder
Deutschland. Es gibt den Nationalismus
von Minderheiten, die nicht unterdr�ckt
werden, in dem sich Teile der  reichsten
Landstriche von dem �rmeren Rest tren-
nen wollen Ð wie in Teilen von Nord-
italien oder im Baskenland. Es gibt aber
auch einen Nationalismus, der sich gegen
die Unterdr�ckung von imperialistischen
und subimperialistischen (das sind die
Imperialisten, die in ihrer Region eine
Vormachtstellung haben oder anstreben)
M�chten zur Wehr setzt. Kurdistan und
der Kosovo sind daf�r derzeit die aktuell-
sten Beispiele.

Wie gehen wir Sozialisten mit diesen
verschiedenen Formen des Nationalismus
um?

Ursprünge der Diskussion

Karl Kautsky Ð ein Reformist Ð sagte
in der Periode der Zweiten Sozialisti-
schen Internationale (1889 Ð 1914), die
Entwicklung des Kapitalismus zu einem
weltumfassenden System w�rde nach
und nach die Notwendigkeit von Natio-
nalstaaten aufheben. Er versuchte dies
mit der Theorie des Ultra-Imperialismus
zu untermauern. Die Entwicklung des
Kapitalismus w�rde zu einer Welt
f�hren, in der die gro§en kapitalistischen
Staaten zu einem Trust verschmelzen und
Konßikte zwischen den verschiedenen
L�ndern unn�tig w�rden.

Diese Theorie entwickelte er 1914 Ð
wenige Monate vor dem Ausbruch des
Ersten Weltkrieges, in dem es um die
Neuverteilung der proÞtbringenden Ko-
lonien ging. Tats�chlich hat also die
Entwicklung des Kapitalismus zu einem
weltumfassenden System die Wider-
spr�che zwischen den L�ndern auf der
Welt bis heute versch�rft, nicht �berwun-
den.

Reformistische B�rokratien und Son-
derproÞte, die aus den direkten Kolonien
oder wirtschaftlich abh�ngigen bzw.
unterdr�ckten Staaten gezogen werden,
helfen dabei, da§ die Ideologie des natio-
nalen Interesses die Arbeiter in den ent-
wickelteren L�ndern festhalten kann.

F�r die L�nder der sogenannten Dritten
Welt, die sich gegen die Ausbeutung und
Unterdr�ckung durch die imperialisti-
schen L�nder zur Wehr setzen, gilt, da§
diese Gegenwehr zumeist eine Form des
Nationalismus annimmt.

Luxemburg und die polnische

Unabhängigkeit
Die wichtigste ungekl�rte Frage zur

Jahrhundertwende war die Polens, wel-
ches im letzten Jahrhundert zwischen sei-
nen Nachbarn Preu§en, Ru§land und
�sterreich aufgeteilt worden war.

Eine Vielzahl von Aufst�nden gegen
die Fremdherrschaft machte Polen zum
Gegenst�ck von Vietnam im letzten
Jahrhundert. Auch Marx und Engels
unterst�tzten die Bewegung f�r nationale
Unabh�ngigkeit.

Mit der Entwicklung der Industrie und
des Proletariats �bernahm die Polnische
Sozialistische Partei nationalistische
Positionen. Laut dieser Partei hatte der
Kampf f�r nationale Unabh�ngigkeit
Vorrang vor allem anderen. Der Kampf
der polnischen Arbeiter um Selbst-
emanzipation sollte zur�cktreten, um die
nationale Einheit gegen die Unterdr�cker
nicht zu gef�hrden.

Dieser Sozial-Patriotismus wurde von
einer Gruppe revolution�rer Sozialisten
angegriffen, die sich in der Sozial-
demokratischen Partei von Polen und
Litauen um Rosa Luxemburg und Leo
Jogiches sammelten. Rosa Luxemburg
stellte nicht nur den Sozial-Patriotismus
in Frage, sondern sagte, da§ Forderungen
nach polnischer Unabh�ngigkeit histo-
risch �berholt und reaktion�r w�ren.

Ihr Argument war, da§ die Ent-
wicklung des polnischen und russischen
Kapitalismus zu einem einzigen, gemein-
samen Wirtschaftsorganismus zusteuert.
Aus diesem Grunde h�tten weder die pol-
nische Bourgeoisie (wegen der russi-

Sozialisten und nationale
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schen Absatzm�rkte) noch die polnische
Arbeiterklasse (weil sie und die russi-
schen Arbeiter das gleiche objektive
Interesse haben) ein Interesse an nationa-
ler Unabh�ngigkeit.

Sie entwickelte aus ihrer Ablehnung
gegen die polnische nationale Unabh�n-
gigkeit eine grunds�tzliche Kritik. Sie
sagte, die Entwicklung einer kapitalisti-
schen Weltwirtschaft hat die materielle
Basis f�r nationale Unabh�ngigkeit zer-
schlagen.

Lenin und der Kampf der unterdr�ck-
ten Massen gegen den Imperialismus

Lenin entwickelte eine ganz andere
Haltung: Er sah den Kampf um nationale
Befreiung von unterdr�ckten L�ndern als
einen Teil des Kampfes gegen den
Imperialismus, als Teil des internationa-
len Klassenkampfes.

Das Argument von Lenin war im
wesentlichen eine Verallgemeinerung
von MarxÕ Unterst�tzung f�r die Unab-
h�ngigkeit Irlands:

ÈIrland liefert durch die best�ndig
zunehmende Konzentration der Pach-
ten best�ndig sein surplus (seinen
�berschu§) f�r den englischen
Arbeitsmarkt und dr�ckt dadurch
L�hne und materielle und moralische
Position der englischen Arbeiterklasse
herab.
Und das Wichtigste! Alle industriellen
und kommerziellen Zentren Englands
besitzen jetzt eine Arbeiterklasse, die
in zwei feindliche Lager gespalten ist,
englische Arbeiter und irische
Arbeiter. Der gew�hnliche englische
Arbeiter ha§t den irischen Arbeiter als
einen Konkurrenten, welcher den
Lebensstandard herabdr�ckt. Er f�hlt
sich ihm gegen�ber als Glied der herr-
schenden Nation und macht sich eben
deswegen zum Werkzeug seiner
Aristokraten und Kapitalisten gegen
Irland, befestigt damit deren
Herrschaft �ber sich selbst. Er hegt
religi�se, soziale und nationale
Vorurteile gegen ihn. [...] Dieser
Antagonismus ist das Geheimnis der
Ohnmacht der englischen
Arbeiterklasse, trotz ihrer Organi-
sation. Er ist das Geheimnis der
Machterhaltung der

Kapitalistenklasse. Letztere ist sich
dessen v�llig bewu§t.Ç23

Als Teil der Aufgabe f�r Sozialisten,
die englische Arbeiterklasse zu vereini-
gen, mu§ten Sozialisten die Forderung
nach nationaler Unabh�ngigkeit Irlands
unterst�tzen, so Marx.

Lenin sah, da§ die kolonialen Massen
als eine Kraft im Kampf gegen den Im-
perialismus gewonnen werden konnten.

Diese Haltung repr�sentierte f�r Lenin
allerdings keine weiche Haltung mit
nationalistischen Ideologien. Aus diesem
Grund unterschied er zwischen den
Aufgaben von Revolution�ren in unter-
dr�ckenden L�ndern und unterdr�ckten
L�ndern:

In unterdr�ckenden L�ndern galt es,
die Vorherrschaft der nationalistischen
Ideen �ber die K�pfe der Arbeiter zu bre-
chen und Internationalismus zu bewei-
sen.

In unterdr�ckten L�ndern mu§ten
Revolution�re ihre Opposition gegen den
Einßu§ der Imperialisten mit der klaren
Unterst�tzung der Idee der internationa-
len Arbeiterklasse und der sozialistischen
Perspektive verkn�pfen. Das hei§t,
Revolution�re m�ssen einen ideologi-
schen und politischen Kampf gegen die
nationalen Bourgeoisien f�hren.

Bedingungslose Unterstützung

Trotzki hat diese Frage auf eine kurze
Formel gebracht: ÈMilit�rische Unter-
st�tzung ja, politische Unterst�tzung
nein.Ç

Wir unterst�tzen die Bewegungen
bedingungslos und hoffen die Arbeiter in
den unterdr�ckten L�ndern vom Natio-
nalismus wegzugewinnen. Es ist aber
wichtig zu betonen, da§ wir nat�rlich
nicht die kleinb�rgerlichen Parteien oder
b�rgerliche F�hrer dieser Bewegungen
unterst�tzen.

È... wir m�ssen zuerst klarstellen, da§
wir den Kampf bedingungslos unter-
st�tzen. Sonst geschieht es allzu
schnell, da§ wir unsere eigene herr-
schende Klasse gegen die von ihr
unterdr�ckten V�lker unterst�tzen und
sie somit st�rken.Ç4

Wo die Forderung nach nationaler

Unabh�ngigkeit in unterdr�ckten L�n-
dern auftritt, m�ssen Revolution�re die-
sen Kampf unterst�tzen, aber gleichzeitig
um die F�hrung in diesen Bewegungen
k�mpfen. Nur an der Seite der k�mpfen-
den Massen werden Revolution�re
Einßu§ auf die Ideen der Arbeiter in die-
sen L�ndern gewinnen k�nnen.

Die Arbeiterbewegung darf allerdings
nicht der Bewegung f�r nationale
Unabh�ngigkeit untergeordnet werden,
und der Aufbau einer revolution�ren
Partei mu§ Ð auch in ihrer Keimform Ð
weiterbetrieben werden.

Die Bourgeoisie und die Arbeiter eines
vom Imperialismus unterdr�ckten Landes
haben nicht das gleiche Interesse. Das
Interesse der Bourgeoisie ist es, die
ProÞte, die die Imperialisten mit ihrer
Unterdr�ckung aus dem Land heraus-
schaffen, durch eigene Unterdr�ckung in
die eigene Tasche zu bringen.

Das objektive Interesse der Arbeiter-
klasse ist es, in einer weltweit solidari-
schen Gemeinschaft ohne Unterdr�ckung
zu leben.

Wenn man sich gegen die Unter-
st�tzung von nationalen Befreiungs-
bewegungen wendet, wendet man sich
auch gegen die Theorie der permanenten
Revolution von Trotzki. Diese Theorie
besagt, da§ jede b�rgerliche nationale
Revolution von Marxisten weitergetrie-
ben werden mu§ zur sozialistischen
Revolution. Wenn wir Befreiungsbewe-
gungen von unterdr�ckten Nationen nicht
unterst�tzen, berauben wir uns jeder
M�glichkeit f�r eine sozialistische
Revolution.

Die Fehler der Linken

Die Linke hat einen fatalen Fehler
gemacht: Sie hat die K�mpfe um nationa-
le Befreiung mit K�mpfen f�r den
Sozialismus verwechselt. Die Linke hat
diese K�mpfe unterst�tzt, weil sie die
K�mpfe f�r fortschrittlich hielt, nicht aus
taktischen Gr�nden.

Das beste Beispiel hierf�r ist Vietnam.
Die Linke hat den Kampf Vietnams

erst gegen den franz�sischen und dann
den US-Amerikanischen Imperialismus
unterst�tzt. Die Linke war der Illusion

Befreiungsbewegungen
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aufgesessen, da§ die nationale Unab-
h�ngigkeitsbewegung unter der F�hrung
von Ho-Chi Minh einen sozialistischen
oder fortschrittlichen Staat erk�mpfen
w�rde. Tats�chlich wurde ein staatskapi-
talistisches Land, nach dem Vorbild des
Ostblocks aufgebaut. Die Bewegungs-
gesetze des Kapitalismus wurden nicht
zur�ckgedr�ngt und die Arbeiterklasse
wurde genauso unterdr�ckt, wie in den
privatkapitalistischen L�ndern des
Westens. Die F�hrung dieses Kampfes
gab sich nur darum ein rotes Deck-
m�ntelchen, um die Massen an sich zu
binden. Wir Leninisten aber hatten keine
Illusionen in einen etwaigen fortschrittli-
chen Charakter dieser Bewegungen. Wir
haben diese K�mpfe nur aus taktischen
Gr�nden unterst�tzt, weil sie den Impe-
rialismus schw�chen und weil die M�g-

lichkeit bestand, die Arbeiter f�r eine
revolution�re Perspektive zu gewinnen.

Die Befreiung von den Imperialisten
hat dem Weltimperialismus, besonders
aber dem US-Imperialismus einen tiefen
Schlag versetzt, von dem er sich nach
zwanzig Jahren kaum erholt hatte. 

Nachdem die Linke ihre Illusionen in
die Fortschrittlichkeit Vietnams verloren
hatte, wandte sie sich grunds�tzlich von
der Unterst�tzung nationaler Befreiungs-
bewegungen ab.

Als es beispielsweise 1979 darum ging,
die nationale Unabh�ngigkeit des Irans
gegen den US-Imperialismus zu unter-
st�tzen, lehnte der gr�§te Teil der Linken
diese Unterst�tzung ab, weil sie die
F�hrer dieser K�mpfe, also Khomeni und
die Mullahs als r�ckschrittlich betrachte-
ten.

Weltweit ist seit dem ersten Weltkrieg
der Sozialismus m�glich. 

ÈIm Vergleich zu einer m�glichen
sozialistischen Gesellschaft ist eine
b�rgerliche, auch wenn sie national
unabh�ngig ist, r�ckschrittlich und
nicht fortschrittlich.
Nationale Befreiungsk�mpfe setzen
breite Massen Unterdr�ckter und
Unzufriedener in Bewegung, die v�llig
unterschiedliche Motive und Ziele
haben k�nnen. Alles was sie zusam-
menh�lt, ist der Ha§ gegen die Fremd-
herrschaft. Nat�rlich k�nnen solche
K�mpfe eine progressiven Charakter
bekommen und eine Dynamik enthal-
ten, die sie �ber ihre eigenen Grenzen
hinweg Ð und in einen sozialistischen
Kampf hineinf�hren k�nnen. Sie selbst
sind aber nicht sozialistischÇ5

★ CLAUDIA WACH

In diesem September wurde
eine 20jährige nigerianische
Frau, die in Belgien Asyl bean-
tragt hatte, bei ihrer Abschie-
bung ermordet. In ihrem Fall ist
die alltägliche und gängige
Abschiebepraxis Belgiens ver-
antwortlich für das Ende dieser
jungen Frau. 

Nachdem Semira Adamu, nach
Ablehnung ihres Asylantrages die meiste
Zeit in Haft verbracht hatte, wurde sie bei
ihrer Abschiebung im Flugzeug an den
H�nden und F�§en gefesselt und bekam
von zwei belgischen Polizisten minuten-
lang ein Kissen auf den Mund gedr�ckt.
Durch das Kissen am Atmen gehindert,
Þel Adamu in ein Koma, aus dem sie
nicht mehr erwachte. Entsprechend laute-
te das vorl�uÞge Obduktionsergebnis:
Tod durch Ersticken. 

Nach Darstellung des Innenmini-
steriums in Belgien gibt es keine Èbesse-
ren Mittel als ein auf das Gesicht
gedr�cktes Kissen, um sich wehrende
Asylbewerber bei der Abschiebung zu

beruhigen.Ç (Frankfurter Rundschau vom
25.09.98)

Zwangsehe

Hieran wird deutlich, da§ die
Erstickungs-Methode eine �bliche
Vorgehensweise des Staates bei
Abschiebungen darstellt. Selbstverst�nd-
lich wehren sich Menschen, die aus dem
Land verwiesen werden, gegen ihre
Abschiebung. Adamu selbst hatte um
Asyl gebeten, weil sie in Nigeria von
ihrer Stiefmutter zu einer Zwangsehe mit
einem 65j�hrigen Mann verdonnert wer-
den sollte.

Empörung

In Belgien hatte die Nachricht �ber den
Tod der Asylbewerberin eine Flut an
Emp�rung und Entsetzen ausgel�st. 

An der Trauerfeier f�r die 20j�hrige
Adamu nahmen in Belgien knapp 5.000
Menschen teil, die ausdr�cklich s�mtliche
Staatsm�nner zu dieser ausgeladen hat-
ten.

Im Nachhinein entschuldigte sich der
belgische Staat f�r diesen Unfall und bat
sozusagen um Verzeihung. Eine Geste,
die man sich von staatsseiten her h�tte
ersparen k�nnen, wissen wir doch, da§
zuk�nftig, sobald etwas Gras �ber die
Sache gewachsen ist, mit derselben
Brutalit�t weiter abgeschoben wird.

Diese brutalen und menschenunw�rdi-
gen Abschiebungsmethoden werden
nicht nur von Belgien praktiziert, son-
dern geh�ren auch in anderen L�ndern,
n�mlich Deutschland oder Frankreich,
zum Alltag. 

Die reichen Imperialisten konnten sich
zwar nur zu solchen entwickeln, weil sie
eben die sogenannten armen L�nder aus-
gepl�ndert haben und auch heute noch
nicht davor zur�ckschrecken, doch wol-
len sie auf keinen Fall die Menschen, die
konkret unter den Bedingungen in diesen
L�ndern leiden, aufnehmen. Die meisten
von ihnen werden hemmungslos abge-
schoben, sogar dann, wenn ihnen in ihrer
Heimat der Tod droht.

Vor allem Nigeria ist daf�r ein gutes
Beispiel: Hier hat der Shell-Konzern das

Mord per Abschiebung
Die Abschiebungsmethoden der Imperialisten forderten 
den Tod einer nigerianischen Frau
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KRIEG IM KOSOVO

Vor zwanzig Jahren sprach er, daß
wir (die außerparlamentarische Oppo-
sition) die Imperialisten durch militan-
te Aktionen in ihre Grenzen verweisen
müssen. Heute spricht er, daß wir
(die Imperialisten) den Herrn Milo-
sovijc in seine Grenzen verweisen
müssen.

Endlich ist er da angekommen, wo
er glaubte, den herrschenden Kapi-
talisten zu zeigen, wo es lang geht.
Wunderbar. Nur dort redet er jetzt
auch das, was die Kapitalisten hören
wollen. Gestern noch im Frankfurter
Straßenkampf, heute schon sitzt er
bei dem mächtigsten Mann der Welt
auf dem Sofa und erzählt sich mit
ihm Jogger-Witze. Oder was auch
immer. Hauptsache, unser Fischer-
lein muß nicht mehr durch die
Frankfurter Straßen kämpfen.

Und die „Radikalen“ bei den Grü-
nen? Der Herr Vollmer ist auch für
den „humanitären“ Krieg, er müsse
nur unter UNO-Vollmacht geführt wer-
den, sonst würde das ja immer ohne
UNO-Mandat laufen. Mit der UNO
könne der Imperialismus ruhig töten,
massakrieren, vierteilen, Augen aus-
stechen, Mütter und Väter erdolchen,
Kinder in ihrem Blut liegen lassen.
Aber ohne, nein, nein.

Und der sogenannte Fundamenta-

list Herr Trittin sagt gar nichts mehr.
Auf die Frage eines Journalisten nach
der Haltung der Grünen bezieht er
sich auf andere wie den Herrn Voll-
mer und gibt deren Haltung wieder,
seine Meinung gibt’s nicht mehr, er
ist ja jetzt schon ein halber Herr
Minister mit Daimler-Dienstwagen
und guter Rente.

Das ist das Ende, wenn man sich
von der Arbeiterklasse abwendet.
Wenn nicht die Arbeiterklasse, dann
ist es „jeder“, der den Frieden her-
beiführen kann und man muß sich
aufs ganze Volk berufen. Und wenn
man dann noch „Realpolitik“ betrei-
ben will, dann wird man selber zum
Handlanger der deutschen Bourgeoi-
sie.

Dabei hat der Imperialismus
bereits die Verhältnisse in Jugo-
slawien zerrüttet und wird sie noch
weiter verschlimmern.

Nur die gemeinsame Aktion aller
Arbeiter auf dem Balkan wird dort
Ruhe schaffen können.

Auch, wenn sich das noch so illuso-
risch anhört. Es ist die einzige
Chance und deshalb die Idee, mit der
geringsten Illusion. Der Glaube, daß
der Imperialismus Frieden bringt, ist
hundert Mal illusorischer. Ein Fischer
wird daran nichts ändern.

Grüne für Krieg

Mit der zunehmenden Krise des kapita-
listischen Systems wird sich auch die
Ausbeutung und Unterdr�ckung von na-
tionalen Minderheiten versch�rfen.

Gleichzeitig wird sich die Gegenwehr
der unterdr�ckten Massen zunehmend
gegen den Imperialismus wenden und die
Frage der nationalen Befreiung dringli-
cher auf die Tagesordnung setzen, als in
den letzten 20 Jahren.

Aus diesem Grund ist es wichtig, da§
wir Klarheit �ber unsere taktische Hal-
tung in dieser Frage haben. Rosa Luxem-
burgs Fehler war, den nationalen
Befreiungskampf nicht als Kraft des
internationalen Klassenkampfes zu
begreifen. Mit den Ideen und der Taktik
von Lenin haben Revolution�re ein
Handwerkszeug erhalten, um die Welt
aus ihren Angeln zu heben. ★

Sagen. Ein imperialistisches Unter-
nehmen, was das ganze Land in Schutt
und Asche legt und daf�r Sorge tr�gt,
da§ die nigerianische Bev�lkerung
zugrunde geht. 

Erst k�rzlich versuchten ca. 600
Nigerianer Pipelines, die zu keiner Zeit
von Shell gewartet werden, selbst zu
reparieren, um den Boden vor auslaufen-
dem �l zu sch�tzen. Dieser Versuch
scheiterte jedoch und diese Menschen
mu§ten als Folge ebenfalls ihr Leben
lassen Ð sie verbrannten. 

Brutalität

Und der Shell-Konzern ist auch
Schuld daran, da§ das Land noch fast im
Mittelalter lebt, weil er die ProÞte, die er
dort macht, ins Ausland schafft. Deshalb
m�ssen die Menschen noch in ihren
alten Denkstrukturen verharren, und
Semira Adamu wird gezwungen einen
Greis zu heiraten. Sie konnte zwar
Nigeria lebend verlassen, mu§te daf�r
aber im Herzen des Imperialismus mit
ihrem Leben bezahlen. ★
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DENK’ ES MAL DURCH

★ MARGIT BEHRENDS
Die Welthandels- und Entwicklungs-
organisation der Vereinten Nationen
(Unctad) warnt in ihrem Handels- und
Entwicklungsbericht 1998 vor einer welt-
weiten Rezession.

Die Weltwirtschaft wird in dem Bericht
als »am Rande des Abgrunds« beschrie-
ben, wenn Gegenmaßnahmen zur Bele-
bung der Wirtschaft und der Finanzen
nicht greifen.

Im Zuge der Finanzkrise einiger Länder
sind die Börsen weltweit in Turbulenzen
geraten.

»Die notorisch optimistischen Experten
des Internationalen Währungsfonds
(IWF) erwarten für 1998 zwar ein
Wirtschaftswachstum von zwei Prozent
– schließen aber auch eine globale
Rezession nicht mehr aus.
Die Warnung ließ die Aktienkurse welt-
weit einbrechen. In Frankfurt setzte ver-
gangene Woche an der Börse eine Art
Sommerschlußverkauf ein. Der Dax, der
im Juli bis auf 6171 Punkte hochge-
schossen war, fiel dabei unter die
Marke von 4.000 Punkten.« (Stern, Nr.
42/98)
Allein in der letzten Augustwoche verlo-

ren die Börsenplätze Frankfurt 4,6%,
London 4,9%, New York 6,3%, Tokio 7,6%
und Moskau – bedingt durch die scharfe
Wirtschaftskrise dort – satte 40,9%.
Tagesschwankungen von fünf Prozent
gehören inzwischen zur Tagesordnung,
schreibt die Deutsche Bank in einem
Bericht.

Doch diese Kursschwankungen an den
Aktienmärkten bedeuten nicht notwendi-
gerweise einen Rückgang der realen
Wirtschaftsleistung. In den USA und in
Deutschland, wo Dow Jones Index und
Dax einen tiefen Fall zu verzeichnen hat-
ten, sind die Erwartungen der Industrie
noch relativ positiv.

In welchem Verhältnis stehen also
Krachs an der Börse und die Entwicklung
der realen, also produzierenden
Wirtschaft?

Die eigentliche Rolle der Börsen, näm-
lich Kapital für neue Investitionen zu
beschaffen, ist in den Hintergrund getre-
ten. Die an der Börse gehandelten
Papiere sind im wesentlichen Spekula-
tionsgegenstände geworden. Ein Kapita-
list setzt sein Kapital da ein, wo er die
größten Gewinne zu erwarten hat.

Wenn die Erwartungshaltung einiger
Kapitalisten so ist, daß sie glauben, es
lohnt sich zur Zeit nicht, in neue
Maschinen u.ä. zu investieren, dann
suchen sie nach Alternativen. Verspre-
chen die Aktien der Fima X eine größere

Vermehrung des Geldes, so werden sie
gekauft. Eine Auswirkung auf die tatsäch-
lich produzierten Werte, eine Vergrö-
ßerung der Wertschöpfung der Firma X hat
dieser Kauf an der Börse nicht.

Werden plötzlich – durch eine veränder-
te Erwartungshaltung – die Aktien der
Firma Y hoch im Kurs gehandelt und die
der Firma X fallen, dann hat derjenige den
schwarzen Peter, der die Aktien der Firma
X zuletzt hält. Es ist wie beim Roulette-
Spiel: Casinokapitalismus.

An den Finanzmärkten verläuft es ganz
ähnlich: Spekulanten kaufen Währungen,
von denen sie erwarten, daß sie im Wert
ansteigen und verkaufen andere, von
denen sie erwarten, daß sie fallen wer-
den. Sie erzwangen so die Abwertung des
thailändischen Baht am 2.6.1997 und
brachten damit die Asienkrise ins Rollen.

Der Krach 1987
Nach einem weltweiten rapiden Anstieg

der Kurse fielen die Aktienmärkte am
„schwarzen Montag“, dem 19.10.1987,
weltweit um durchschnittlich 25%.

Der Börsenmarkt hatte befürchtet, daß
die US-amerikanische Wirtschaft vor einer
Rezession steht, und die Börsianer woll-
ten zuvor schnell ihre Gewinne abschöp-
fen, was zu einer weltweiten Ketten-
reaktion führte. Die Reaktion der Herr-
schenden weltweit war, die Steuern und
Leitzinsen zu verringern. Dies hatte eine
Belebung der Wirtschaft zur Folge, die die
Auswirkungen der wirklichen Schwächen
der Ökonomien um zwei Jahre nach hinten
verschob.

Turbulenzen an der Börse sind ein
Hinweis auf die inneliegenden Probleme
der Wirtschaft. Einen direkten Zusammen-
hang zwischen spekulationsbedingten
„Korrekturen“ und Veränderungen in der
Wirtschaft gibt es nicht.

So schrieb auch Börsenpapst André
Kostolany kürzlich im Stern:

»Der Rückschlag wäre in jedem Fall
gekommen, denn der Ballon war total
aufgeblasen. Und wie es Ballons so an
sich haben, das weiß jedes Krab-
belkind, genügt ein kleiner Nadelstich
... und Peng! Nur, in unserem Fall kam
nicht „ein“ Nadelstich, es kamen gleich
drei, die den Ballon platzen ließen:
Erstens die Asien-Krise, inklusive Tokio.
Zweitens die Warnung des amerikani-
schen Notenbankpräsidenten Alan
Greenspan gegen die übertriebene
Spekulation. Damit hatte er Recht. Und
er fügte seine Drohung dazu, vielleicht
die Zinsen zu erhöhen. Der dritte
Nadelstich war die katastrophale Lage
der russischen Finanzen. Sie hat aber

speziell für Wall Street überhaupt
keine große Bedeutung.«
Daß diese Krisen keine große

Bedeutung für die Wall Street oder für
die Weltökonomie haben, stimmt natür-
lich nicht. Diese Krisen sind Anzeichen
dafür, daß die globale Ökonomie zuneh-
mend aus den Fugen gerät und vor einer
tiefen Krise steht.

Die Gesundheit des Systems wird
bestimmt durch das Verhältnis von
tatsächlich in Maschinen investiertem
Kapital und dem, nach dem Produktions-
prozeß – nach der Hinzufügung von
Arbeitskraft – erwirtschafteten Mehrwert.
Das tendenzielle Sinken dieser Profitrate
wird dadurch bestimmt, daß immer weni-
ger Arbeiter – die einzige Quelle des
Mehrwertes – an immer teureren
Maschinen und Anlagen arbeiten. 

Eine globale Rezession oder gar
Depression steht unausweichlich bevor.
Sie muß nicht morgen ausbrechen, Ende
Oktober hatten sich die meisten
Börsenkurse fürs erste erholt.

Die Weltwirtschaft bewegt sich aber
immer noch nah am Rande des Zu-
sammenbruchs. Die grundsätzlichen
Probleme sind nicht gelöst worden.

Die Herrschenden werden mit Sicher-
heit keine einfache finanz- oder wirt-
schaftspolitische Lösung für die zuneh-
mende Krise finden. Bei aller Konkurrenz
untereinander sind sich die Bosse in
einem Punkt einig: sie werden versu-
chen, die Arbeiterklasse für die Krise
bezahlen zu lassen.

Die hochgelobte Marktwirtschaft ist
nicht dazu fähig, gesicherte Lebens-
verhältnisse für die Menschen zu schaf-
fen. Im Gegenteil, auf der Suche nach
Profiten zerschlägt das Kapital und der
Imperialismus ganze Erdteile.

Weltweit ist das Verhältnis zwischen
investiertem Kapital zu erwirtschafteten
Profiten so niedrig, daß das Kapital
zunehmend seinen Ausweg sucht in ris-
kanten Spekulationen, Konzernfusionen
(die durch Zusammenlegung von Kapa-
zitäten und Entlassung von „überzähli-
gen“ Arbeitern die Geschwindigkeit des
Profitratenfalls noch beschleunigen), här-
terer Konkurrenz auf dem Weltmarkt –
auch mit militärischen Mitteln – und
zunehmend härterer Ausbeutung der
Arbeiter.

Die Perspektivlosigkeit des Konkurrenz-
systems wird immer deutlicher sichtbar.
Die Auswege des Kapitals aus der Krise
können den Arbeitern immer weniger bie-
ten und werden ihre Gegenwehr treffen.
Dies konnten wir kürzlich am Beispiel
Südkoreas beobachten konnten. ★

Casinokapitalismus
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NAZIS

★ NORBERT NELTE

Den Nazis sind bis zu 20% von
den Meinungsforschungsinsti-
tuten für die Wahlen 1998 in
Mecklenburg-Vorpommern vor-
ausgesagt worden. 

Nach dem Sieg der DVU in Sachsen-
Anhalt mit 12,9% und den Berichten
�ber die Aktivit�ten der braunen Brut
besonders aus Rostock und Wolgast
glaubten die B�rgerlichen selbst nicht
mehr an ihre eigene Propaganda, sie mit
ihrer Aufkl�rung schlagen zu k�nnen.
Man rechnete gar mit zwei Naziparteien
im Landtag, der NPD und DVU.

CDU-Chef Seite verleugnete gar die
Nazi-Umtriebe und bezeichnete die
Glatzen-Faschisten als harmlose Jugend-
Kultur-Anh�nger. Die b�rgerlichen Par-
teien wollten deren Anh�nger nicht ver-
gr�tzen. Alle erhofften sich, deren Wahl-
Stimmen zu erhalten. Sogar die linksre-
formistische PDS schreibt im Leitartikel
des Parteiorgans Neues Deutschland:
ÈWir haben die nationale Identit�t den
Rechten �berlassen.Ç und dann be-
schw�rt sie patriotisch Èdie HeimatÇ und
da§ es um ein Èbesseres DeutschlandÇ
gehe.

Aktion

Im vorpommerschen Wolgast terrori-
sierte die NPD den B�rgermeister, der
ihre gewaltt�tigen Attacken gegen SPD-
Wahlk�mpfer publik machte. Wie auch
in anderen pommerschen Kreisen traute
sich sogar die Polizei nicht mehr, gegen
die Faschisten vorzugehen. Zu lange
hatte man schon dem Treiben verharmlo-
send zugesehen und bekam es jetzt nicht
mehr unter Kontrolle.

Umso mehr verwunderte es dann alle
b�rgerlichen Kr�fte, da§ die DVU nur
2,1% erreichte und die NPD unter
ãFerner-liefenÒ landete.

Trotzdem hatten schnell alle Parteien
die relative Niederlage der Nazis ihrer
Aufkl�rungsarbeit zugeschrieben. Sie
wollen uns tats�chlich weismachen, weil
sie wie Seite den Nazis nicht weh tun,

wie die PDS selber nationalistische T�ne
von sich geben oder wie besonders die
CDU selber die rassistische Klaviatur
spielen, da§ sie damit die Nazis geschla-
gen h�tten.

Nur hier haben wir es mit der �blichen
Geschichtsf�lschung der B�rgerlichen zu
tun. Und es liegen wieder eindeutige
Beweise vor, die dies als L�ge entlarven.

In Sachsen-Anhalt haben die B�rger-
lichen nichts anders gesagt als in
Mecklenburg-Vorpommern. Ihre ãAuf-
kl�rungsabeitÒ war die gleiche, ihre Poli-
tik war in Rostock und Magdeburg v�llig
identisch. An ihnen kann es wirklich
nicht gelegen haben, da§ die Nazis so
geschlagen wurden.

Was war aber in Rostock anders,
was war neu gegen�ber vorher?

Es war die Aktivit�t der Bev�lkerung
auf der Stra§e. 15.000 Rostocker
B�rger und Linke verhinderten den
Nazi-Aufmarsch am 19. September vor
dem ãSonnenblumenhausÒ, dem
Fl�chtlingsheim, wo vor sechs Jahren
unter dem Beifall von Erwachsenen
eine Horde Skins Vietnamesen und
Asylbewerber mit Molotow-Cocktails
bedrohten.

Diesmal sind die Bewohner aufge-
wacht und die Nazis mu§ten au§erhalb
der City marschieren. Erinnerungen an
den 17.6.1978 werden wach. Damals
konnte in Frankfurt am Main von 10.000
Antifaschisten verhindert werden, da§
die NPD auf den R�mer marschierte, und
ihre 6.000 Trommler und Fahnen-
schwenker mu§ten au§erhalb der Stadt
bleiben.

Im Jahr danach wurde der erneute
Versuch der NPD mit 50.000 Gegen-
demonstranten total vereitelt. Schon 100
km vor Frankfurt wurden sie von der
Polizei abgefangen und nach Hause
geschickt.

Diesen gro§en Sieg bietet jetzt auch
Rostock. Nun hat die Linke den
Schl�ssel in der Hand, die
Nazibewegung  im Osten in ihre L�cher
zur�ck zu schicken.

Die Rostocker haben diesmal gl�ckli-
cherweise den b�rgerlichen Politikern
nicht vertraut und die Sache selber in die
Hand genommen.

Die st�ndigen Versicherungen der Ka-
pitalparteien, mit Aufkl�rung die Nazis
zur�ckzudr�ngen, sind unglaubw�rdig. 

Der Unterschied der Nazis zu Konser-

Mecklenburg-Vorpommern:

Sieg der Antifa

Antifaschisten marschieren in Bonn
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★ RUTH KRÜGER

Am 24. Oktober 1998 demonstrierte
die Nazi-Partei NPD in Bonn gegen
die Ausstellung „Vernichtungskrieg:
Verbrechen der Wehrmacht“. Die
ist vom Hamburger Institut für
Sozialforschung zusammengestellt
worden und zeigt, wie die deutsche
Armee vom Hitler-Faschismus im
Zweiten Weltkrieg instrumentali-
siert worden ist.

Einmal abgesehen davon, da§ auch
ãganz gew�hnlicheÒ Kriege schon ein
Verbrechen darstellen Ð da§ junge
M�nner aufs Schlachtfeld gezwungen
werden, damit sie ihr Leben f�r neue
Absatzm�rkte oder die ProÞte ihrer
Bosse opfern, die sie in Friedenszeiten
ausbeuten, da§ seit des Ersten Welt-
krieges in den K�mpfen mehr Zivilisten
mi§handelt und get�tet werden als
Soldaten Ð stellt der Zweite Weltkrieg f�r
die Wehrmacht noch etwas besonderes
dar.

Je l�nger der Krieg w�hrte, desto �fter
lautete der Befehl: ÈKeine GefangenenÇ
Ð die wurden systematisch umgebracht.
Gerade auf den Feldz�gen in den Osten
wurden Zivilisten systematisch abge-
schlachtet, um ÈLebensraum f�r die ari-
sche RasseÇ zu schaffen. Beim Massen-
mord an den Juden war die Wehrmacht
aktiv beteiligt. Als sie sich aus Ru§land

zur�ckzog, wandte sie die ÈTaktik der
verbrannten ErdeÇ an; sie pl�nderte,
mordete, brandschatzte und hinterlie§
nur Schutt und Asche. Die Wehrmacht
war der verl�ngerte Arm des Nazi-
Regimes, eine kriminelle Vereinigung,
die keine Skrupel kannte.

Wenn dann heute ein paar Nazis vor
die Kameras ziehen, um zu sagen: ÈIch
will nicht, da§ mein Gro§vater als Ver-
brecher bezeichnet wirdÇ, dann spottet
das wirklich jeder Beschreibung. In
Bonn versammelten sich dann tats�ch-
lich �ber 1.000 Nazis, um unter dem
Motto ÈWo Recht zu Unrecht wird, wird
der Widerstand zur PßichtÇ gegen die
Ausstellung zu demonstrieren, weil sie
die Wahrheit sagte. Die Wehrmacht war
kein Heldenverein, sondern eine
M�rdermaschine.

Aber das Thema war ihnen eigentlich
egal. Das zeigten ihre Parolen, wie etwa:
ÈWir marschieren f�r den nationalen
WiderstandÇ. Sie wollen die Stra§e, auf
der sie Andersdenkende einsch�chtern
wollen. Zu diesem Zweck lie§ die NPD
ihre Anh�nger massenweise aus dem
Osten ankarren. Mit Schlagst�cken und
Hitlergr�§en zogen sie durch Bonn.

Alle Tatbest�nde waren erf�llt: Volks-
verhetzung, Verfassungsfeindlichkeit und
nationalsozialistische Bet�tigungen. Die
Polizei h�tte die Nazis vom Fleck weg
verhaften m�ssen.

Massendemos können die Nazis von der Straße jagen

vativen ist ja gerade, da§ sie die Kapi-
talinteressen mit Terror auf der Stra§e
durchsetzen. Dann k�nnen sie auch nur
dort geschlagen werden.

Schon Hitler gab 1934 diesen Gedan-
ken zu, als er sagte:

ÈNur eines h�tte unsere Bewegung
stoppen k�nnen Ð wenn unsere Gegner
ihr Prinzip verstanden h�tten und vom
ersten Tag an den Kern unsere neuen
Bewegung mit aller Brutalit�t zerschla-
gen h�ttenÇ.

15.000 haben jetzt diese Lehre gelernt
und den Nazis ihre Grenze gezeigt.
Prompt dr�ckte sich das in den W�hler-
stimmen aus.

Der W�hler der Faschisten w�hlt nicht
gerne die Niederlage. Nun wu§te er aber,
mit der Wahl der NPD w�hlt er auch
gleichzeitig den Verlierer. Deshalb hat er
massenweise nach Rostock die SPD und
die PDS gew�hlt.

Nur die jungen Erstw�hler hielten der
NPD noch die Treue. In ihren Kreisen
bleibt der Faschismus nach wie vor die
einzige Alternative. F�r sie bleibt die
Frage nach der 5%-H�rde unbedeutend,
ihr Kriterium ist haupts�chlich die St�rke
auf der Stra§e.

Deshalb darf Rostock nicht das Ende
eines antifaschistischen Kampfes sein,
sondern der Anfang einer Kampagne, die
die Nazi-Geister zur�ck in ihre L�cher
schickt.

Die Politik in Bonn kann Ost und West
nicht vereinigen. Der gewerkschaftliche
Kampf hat einige Arbeiter in Ost und
West zusammengebracht und wird den
Rest in Zukunft �ber den Klassenkampf
zusammenbringen. Der 19. September
1998 in Rostock ist eine Markierung f�r
das Zusammenwachsen des au§erbetrieb-
lichen Kampfes in Ost und West.

Jetzt gilt es nachzusetzen. Nicht nur f�r
Sachsen und Magdeburg kann Rostock
als Vorbild und Beschleuniger dienen,
sondern auch f�r M�nster und Passau.

Sicher treten die Nazis im Westen bis-
her nur vereinzelt auf, sie mu§ten zu-
meist noch das Dunkel der Nacht als
Schutz suchen. Doch ihr Erfolg im wirt-
schaftlich schw�cheren Osten droht auch
in den Westen r�berzuschwappen, da es
ja auch in den Westl�ndern eine weitere
wirtschaftlichere Verschlechterung �ber
kurz oder lang geben wird.

Ob Ost oder West,
Nieder mit der Nazi-Pest!
Wehret den Anfängen!
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Aber was tat sie? Sie kesselte die 500
Gegendemonstranten ein, die v�llig
friedlich gegen den Nazi-Aufmarsch
demonstriert hatten. Diese hielten sich
auf einer Kreuzung auf, die auf der
Route der faschistischen Demonstration
lag. Die Polizei pr�gelte mit ihren
Schlagst�cken auf die Linken ein, bis die
der enormen �bermacht nicht mehr
standhalten konnten. Die ãFreunde und
HelferÓ hinterlie§en einige Verwundete
mit inneren Verletzungen und blutenden
K�pfen, die ins Krankenhaus eingeliefert
werden mu§ten. Der Rest der friedlichen
Demonstranten wurde festgesetzt und
sollte wegen Landfriedensbruch ange-
zeigt werden.

Wenn es in der BRD so etwas gibt, wie
Meinungsfreiheit und Versammlungs-
recht, dann in allererster Linie f�r die
Nazis. Die Polizei hat den Weg f�r die
M�rder und Henker von morgen freige-
pr�gelt. Wenn hier einer Landfriedens-
bruch begangen hat, dann sie.

Und dieses Vorgehen war nicht die
Willk�r eines besonders brutalen Polizei-
chefs, von dem man vielleicht mutma§en
k�nnte, er sei Nazi-Sympathisant. Nein,
dieses Vorgehen hat System. Denn
Polizeif�hrer, die andere Entscheidungen
treffen, bekommen ernsthafte Probleme
in diesem Staat. Der Beweis daf�r wurde
sechs Jahre zuvor erbracht.

Bereits 1992 war es am selben Ort zur

selben Situation gekommen. Damals
wollte die Nazi-Organisation FAP mit
ihren braunen Hetzparolen durch die
Stra§en ziehen. Heute ist sie verboten,
hat es aber geschafft, die Jugendorgani-
sation der legalen NPD zu �bernehmen.

Schon damals gingen die Polizisten
gegen die linken Gegendemonstranten
vor. Aber weil das Anz�nden eines
Asylbewerberheims in Rostock und die
Brandmorde von Solingen noch in fri-
scher Erinnerung waren und die Nazis
immerhin durch die deutsche Hauptstadt
ziehen wollten, schaute die Welt�ffent-
lichkeit argw�hnisch auf das Geschehen.

Die Polizei konnte den Nazis also nicht
einfach den Weg freipr�geln, dazu hatten
die deutschen Bosse viel zuviel Angst,
da§ sich ihre Exportbilanzen verschlech-
tern. Als der damalige SPD-
Polizeipr�sident von Bonn erkannte, da§
er die Gegendemonstranten nicht nur
durch Einsch�chterungen von der Stra§e
bekam, verbot er die Demonstration der
Nazis. Daf�r wurde er sp�ter entlassen.

Aber warum l�§t der b�rgerliche Staat
den Nazis die Stra§e freir�umen? Wozu
braucht er sie?

Die Antwort lautet: Er braucht die
Nazis als Reserve-Armee gegen die
Arbeiter.

Auch wenn unsere Demokratie nur
sehr begrenzt ist Ð auch wenn der
Gro§teil des Staates unabh�ngig von

W�hlerentscheidungen und nach dem
Prinzip von Befehl und Gehorsam funk-
tioniert, wie etwa bei der Polizei Ð, so
stellt sie manchmal doch einen Risiko-
faktor f�r das Kapital dar.

Das Parlament hat nur wenig Macht-
befugnisse. Die eigentlichen Entschei-
dungen werden in allererster Linie von
Unternehmerverb�nden und Wirtschafts-
kapit�nen gef�llt. Und hier, in der
Wirtschaft, k�nnen die Arbeiter sich
durch Streiks zur Wehr setzen. Gegen die
herrschende Politik k�nnen die
Menschen auf die Stra§e gehen. Und in
Betrieben und auf Stra§en kann das
Parlament nichts erreichen. Und auch die
Polizei kann nicht immer so brutal vorge-
hen, wie b�rgerliche Politiker sich das
wohl w�nschen.

Aber die Faschisten, die k�nnen ihren
Terror auf der Stra§e aus�ben. Deshalb
h�lt sich das Kapital, deshalb h�lt sich
sein Staat die Stiefelnazis warm, l�§t sie
Fl�chtlingswohnheime anz�nden, wenn
es ihm in den Kram pa§t, und l�§t sie die
Menschen einsch�chtern, die ihre demo-
kratischen Rechte in Anspruch nehmen
wollen.

Keine Meinungsfreiheit, kein De-
monstrationsrecht für die Mörder
und Henker von morgen!
Nazis raus!

Deutsche Polizisten
prügeln für die Nazis

Aufkleberb ■ Verschönern jedes Nazi-Geschmier

■ Preis 5 DM (100 Stück) von der 

■ Redaktionsadresse
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Marxismus für
Einsteiger

★ NORBERT NELTE

Ein weitverbreitetes Vorurteil
über den Marxismus betrifft
seine Methode, wie er zu einer
klassenlosen Gesellschaft ge-
langen wird.

Man glaubt, wir Marxisten h�tten ein
sch�nes Bild �ber eine ãgerechteÒ Ge-
sellschaft vor Augen und w�rden nun ver-
suchen, alle Welt von dieser Welt zu �ber-
zeugen, und nachdem eine gro§e Mehrheit
davon �berzeugt sei, mit den Massen
daf�r k�mpfen.

Dies w�re eine idealistische Methode.
Der Marxismus geht aber materialistisch
vor.

Idealismus w�rde bedeuten, da§ man
alle Menschen von einer Idee �berzeugen
m�§te. Nun sind aber die Menschen heute
vom Kapitalismus gepr�gt, vom Geld, der
Konkurrenz, der Armut usw. Demnach
gibt es viele verschiedene Vorstellungen
und es k�me zu keiner Einigung.

Die einen wollen eine Welt voller
Haschisch, die anderen eine Welt voller
Hochh�user. Die einen eine Welt voller
Wohngemeinschaften, die anderen voller
abgeschlossener Zweier-Ehen, die einen
wollen nur Schafzucht, die anderen nur
Siemens, Krupp und Atomkraftwerke.

Das Ergebnis ist, wir br�uchten f�r jede
Idee eine andere Partei, die Arbeiterklasse
w�re gespalten. Jede Partei w�rde die
anderen Ideen nicht zulassen, m�§te also
sektiererisch sein.

Auch wenn man sich als Idealist nur auf
die Arbeiterklasse beschr�nkt, k�me das
gleiche Bild heraus. Weil sie ja die unter-
dr�ckte Klasse ist, w�rde man mit seinen
�berzeugungsversuchen bei ihr ankom-
men. So ist die landl�uÞge Meinung. Die
Idealisten erhoffen sich, da§ wir sie zutex-
ten k�nnen, um sie so zu �berzeugen.

Das hie§e dann, da§ man schon heute
die Arbeiter belatschern k�nnte, egal, ob

in k�mpferischen Zeiten oder in Zeiten der
Ruhe des Klassenkampfes.

Was hei§t aber Ansprechen der Arbeiter
auch in Zeiten des Stillstandes der
Klassenk�mpfe?

Innerhalb der Arbeiter gibt es viele
Ideen, auch sie sind vom Kapitalismus
gepr�gt. Die einen sind im Karnevals-
verein oder im Verein der Katholiken und
sie wollen jeweils etwas ganz anderes als
die Mitglieder von Borussia Dortmund
oder einer Schwulengruppe.

Nein, auch unter den Arbeitern k�men
wir mit Idealismus nicht weit.

Wir Marxisten sehen die Destruktionen
verursacht durch die Produktion und deren
Verh�ltnisse, nicht durch ãb�seÒ
Menschen. Wenn wir eine gerechte Welt
wollen, brauchen wir auch eine gerechte
Produktion Ð nicht eine, die von der
Konkurrenz bestimmt ist, sondern eine,
die nach einem weltweiten solidarischen
Plan f�r die Bed�rfnisse aller Menschen
auf der Welt vorgeht.

Und das entspricht genau dem objekti-
ven Interesse des Arbeiters. Einmal mu§
er unter dem Konkurrenzprinzip leiden.
Wenn die B�nder schneller gestellt wer-
den, weil dies die Konkurrenz weltweit
erfordert, mu§ der Arbeiter die Hetze
ertragen.

Zum anderen aber wird er, sobald er sel-
ber �ber die Produktionsweise entscheidet,
gar nicht auf die absurde Idee kommen, in
Konkurrenz zu produzieren.

Diese Absurdit�t kann man sich so ver-
deutlichen, indem man sich einmal eine
Gemeinschaftsk�che in einer Wohn-
gemeinschaft vorstellt. Beim Abwaschen
k�me niemand auf die verr�ckte Idee, sich
dar�ber zu beschweren, da§ ihm jemand
seinen Arbeitsplatz wegnimmt, da§ der
andere zuviel Teller abw�scht. Das nor-
male Verhalten ist doch dann eher umge-
kehrt. Man freut sich dar�ber, da§ der

andere schon so viele Teller abgewaschen
hat und man selber noch Zeit f�r eine
Tasse Kaffee hat und einen gem�tlichen
Plausch.

So wird es auch sein, wenn wir ge-
meinsam nicht nur in der K�che produzie-
ren, sondern in der gesamten Wirtschaft.
Nicht so im Kapitalismus. Hier laufen
manche rum und pl�rren, die Ausl�nder
w�rden ihm die Arbeit wegnehmen.

Also, wenn die Arbeiter selber entschei-
den, werden sie nicht mehr in Konkurrenz
produzieren, sondern das herstellen, was
sie selber brauchen, also nach der
Vernunft und dem Bedarf aller Arbeiter in
der Welt Ð f�r sofort und auf Vorrat Ð
nicht mehr, wie das Kapital, nach ProÞt.

Wir gehen also davon aus, da§ die
Arbeiter aus ihrem objektiven Interesse
heraus eine solidarische Welt schaffen
werden. Eine Welt ohne Kriege, ohne
Geld, ohne Hetze, ohne Neid, ohne
Umweltverschmutzung, Rassismus und
Frauenunterdr�ckung, eine liebevolle
Welt voller Solidarit�t und Zusammenhalt.

Aus diesem Grund unterst�tzen wir alle
Arbeiterk�mpfe, die ihrem objektiven
Interesse dienen. Dadurch werden sie sich
selber befreien k�nnen und zu unseren
Vorstellungen gelangen, auch, wenn sie
jetzt etwas ganz anderes denken.

Arbeiter nehmen sozialistische Ideen
nicht durch Predigten an, wie die
Idealisten meinen. Durch ihr eigenes
Handeln, durch den Klassenkampf kom-
men sie von selbst dorthin. Sie brauchen
niemanden, der sich zum Lehrer aufspielt,
sie emanzipieren sich selbst.

Am Anfang des Kampfes glauben sie
vielleicht nur an den Zar, wie in Ru§land,
am Ende werden sie aber selber �ber die
Arbeiterr�te die Macht ergreifen und die
Lohnunterschiede abschaffen.

Deshalb haben wir Marxisten z.B. 1980
Solidarnosc in Polen unterst�tzt, obwohl

Wie wollen wir den
Sozialismus erreichen?
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doch alle Arbeiter in ihr an den Papst
glaubten.

Sektierer wie die ãSpartakistÒ-Gruppe
haben uns daf�r kritisiert. Sie unterst�tzen
nur Arbeiterorganisationen, die so blitz-
sauber dogmatisch denken wie sie selber.
Die spannende Frage dabei bleibt nur, wie
kommen die Arbeiter dahin?

Selbst wenn Arbeiter Organisationen
aufbauen, mit denen sie anfangen die
Aufgaben des Staates zu �bernehmen und
ihn so in Frage zu stellen, so fangen die
Arbeiterr�te immer nur mit kleinen
Aufgaben an, z.B die Mieten oder die
Kapitalßucht zu kontrollieren. Erst sp�ter
w�rden sie zu der Machtfrage kommen.
Die bordigistische Partei in Italien 1921
hat aber die Arbeiterr�te nicht unterst�tzt,
weil diese noch nicht die Weltrevolution
auf ihre Fahnen geschrieben hat.

So haben auch die persischen Stalinisten
die Arbeiterr�te 1979 wegen ihres Èniedri-
gen Bewu§tseinsstandesÇ nicht als
zuk�nftiges Arbeiterparlament unterst�tzt.
Angeblich h�tten sie nur �konomische
Forderungen aufgestellt.

Wir sehen hier auch, da§ die meisten
selbsternannten ãMarxistenÒ im Grunde
genommen Idealisten sind und den
Materialismus �berhaupt nicht verstehen.

Diese Art des Idealismus ist auch nichts
anderes als eine Diktatur der heutigen
Vergangenheit �ber die zuk�nftige
Gegenwart.

Soll eine sozialistische Gesellschaft sich
ihre Prinzipien von einer kleinen Gruppe
diktieren lassen; soll eine zuk�nftige
Gesellschaft nicht �ber sich selber bestim-
men d�rfen, sondern Ideen und Regeln
aus der Vergangenheit befolgen m�ssen,
oder was? Das kann ganz bestimmt keine
emanzipierte Gesellschaft, sondern nur
das Bild einer h�§lichen ãsch�nen neuen
WeltÒ sein. Hier herrscht der gro§e
Kontrolleur der Gedanken und aller
Schriften, der seine Direktiven aus einer
toten Vergangenheit erh�lt. Oder wozu
sollten sonst die sch�nen Ideale unserer
Voluntaristen taugen, wenn die zuk�nftige
sozialistische Gesellschaft sich gar nicht
daran hielte? Doch nur f�r den gro§en
Diktator Ð ohne ihn geht gar kein
Idealismus.

Wir Marxisten dagegen unterst�tzen die
Arbeiter in ihren K�mpfen, auch wenn sie
noch an den Papst oder den Zar glauben,
auch, wenn sie noch die Afrikaner f�r faul
und sogar den Besitz an
Produktionsmitteln einiger weniger f�r
richtig halten.

In den K�mpfen werden sie dann alle

ihre lang erlernten Vorstellungen �ber
Nacht in Frage stellen und nach neuen
Antworten suchen. Sie werden nicht in
kleinen K�mpfen, die nur kurz dauern Ð
was die Regel ist Ð ihre objektiven
Interessen entdecken und die richtigen
Antworten Þnden.

Dann werden die fr�her zu Bewu§tsein
gekommenen Arbeiter, organisiert in der
revolution�ren Arbeiterpartei, vonn�ten
sein, um in der Schnelle den neu erwach-
ten Kollegen die fr�heren Erfahrungen und
das Studium der Arbeiterbewegung und

die Schl�sse daraus erkl�ren zu k�nnen.
Wir Marxisten haben zwar unsere

Vorstellungen vom Sozialismus und ver-
suchen auch, die Arbeiter daf�r zu gewin-
nen. Wir w�rden aber nicht diese
Vorstellungen als Bedingungen f�r die
Unterst�tzung der Arbeiterk�mpfe
machen. Wir sehen, da§ durch die
Selbstbefreiung der Arbeitermassen sie zu
einer solidarischen klassenlosen Gesell-
schaft kommen werden m�ssen, da haben
wir ein gro§es Vertrauen in die Arbeiter
und ihre Dynamik. ★

★ HOLGER LAATSCH

Im Januar dieses Jahres sollten
in Nordrhein-Westfalen kurdi-
sche Flüchtlinge in das Folter-
land Türkei abgeschoben wer-
den, wo die meisten der sichere
Tod erwartet. Diese Flüchtlinge
suchten deshalb Schutz bei
verschiedenen Kirchen.

Unter dem Name ãKein Mensch ist
illegalÒ, zogen ca. 40 Fl�chtlinge als
Karawane von einer Kirche zur anderen
und es wurden zahlreiche Demonstra-
tionen in ganz Deutschland unter dem
gleichnamigen Begriff ãKarawaneÒ mit
Teilnehmerzahlen zwischen 60 bis 1.000
durchgef�hrt, im Durchschnitt ca. 300.

In vielen St�dten fanden die Fl�cht-
linge in der �ffentlichkeit  nur wenig
Resonanz f�r ihre Lage. In St�dten wie
Berlin, in der die Restlinke noch st�rker
vertreten ist und die Demos der Linken
auf der Tagesordnung stehen, fand die
gr�§te Demo mit 1.000 Leuten statt. In
den St�dten, in denen die Linke so gut
wie gar nicht vertreten ist, war die
Beteiligung nur sehr gering.

Angesichts der Passivit�t der Linken
sind die Teilnehmerzahlen jedoch als ein
Erfolg  zu werten.

Welche Perspektive haben die
Fl�chtlinge?

Vor der Bundestagswahl sind in
Rheinland-Pfalz kurdische Fl�chtlinge
aus einem Gemeindehaus rausgeholt und
abgeschoben worden.

Die SPD in Bonn wird sich jetzt nach
der Bundestagswahl nicht anders verhal-
ten. Sie selbst hatte 1992 der Ver-
sch�rfung der Asylgesetze zugestimmt. 

Im j�ngsten Koalitionsvertrag wurde
vereinbart, da§ nur Fl�chtlingen, die von
religi�sen Fanatikern mit dem Tode
bedroht werden, auch Asyl zu gew�hren
ist. Sonst soll sich an der Asylpraxis
nichts �ndern. Also werden von Rot-
Gr�n im gleichen Ma§ wie bisher
Fl�chtlinge in den Tod geschickt.
Deshalb ist es sehr wahrscheinlich, da§
die kurdischen Fl�chlinge verhaftet und
abgeschoben werden.

Ein kurdischer Jugendlicher wurde
zwar als Asylberechtigter anerkannt. Das
hei§t aber nicht, da§ wir die Hoffnung
haben k�nnten, da§ in dieser politischen
Konstellation und mit diesen au§er-
betrieblichen Mitteln alle 40 anerkannt
werden. Da reichen keine Apelle an die
Gr�nen, die jetzt in der Regierung sitzen
und selbst brutal abschieben m�ssen. Da
m�ssen schon h�rtere Gesch�tze aufge-
fahren werden.

Die Arbeiter haben den einzigen
Schl�ssel f�r die notwendigen Mittel.
Der DGB mu§ seine internationale
Solidarit�t zeigen und sich massiv f�r die
Fl�chtlinge einsetzen. Er kann die
Betriebsgruppen auffordern, sich mit den
Fl�chtlingen zu solidarisieren. Dann wer-
den sie eine gute Chance haben, der
Folter zu entkommen.

Der Unterst�tzerkreis k�nnte aber
heute schon nicht nur Kirchengruppen
aufsuchen und zur Solidarit�t auffordern,
sondern auch Betriebsgruppen, Ver-
trauensk�rper, Betriebsr�te.

Mit dieser Taktik k�men die kurdi-
schen Arbeiterß�chtlinge ihrer Hoffnung
auf ein Leben in Frieden in der Tat einen
guten Schritt n�her. ★

Die Karawane
zieht weiter
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★ CARSTEN SCHMIDT

Vor dem 27. September hatten
viele schon nicht mehr daran
geglaubt, daß Kohl doch seinen
Hut nehmen muß. Aber nun ist
der Wechsel da; Schröder ist
Kanzler; die SPD bildet zusam-
men mit den Grünen die Regie-
rung.

Was d�rfen wir nun erwarten von der
ersten rot-gr�nen Regierung Deutsch-
lands? Vor den Wahlen hatte Schr�der
versprochen, er werde als Kanzler die
Arbeitslosigkeit zur�ckdr�ngen und mehr
soziale Gerechtigkeit durchzusetzen.

Nun ist er Kanzler. Und die Wahl, die
ihn dazu gemacht hat, stellt in der
Geschichte der Bundesrepublik etwas
v�llig neues dar.

Alle Regierungswechsel in der BRD
vor 1998 wurden durch Kl�ngeleien der
b�rgerlichen Politiker und durch die
Macht des gro§en Geldes inszeniert. Nun
vollzog sich zum ersten Mal seit
Bestehen dieses Landes ein Regierungs-
wechsel, der durch eine Wahl zustande-
gekommen ist. Man kann sich dar�ber
freuen. Man kann sich aber auch fragen,
was ist das f�r eine Demokratie, in der
die Macht, die doch laut Grundgesetz
Èvom Volke ausgehtÇ, sich nur ein einzi-
ges Mal in 50 Jahren, am 27. September
1998, tats�chlich bemerkbar gemacht
hat?

Das schwere Erbe

Ehe Kohl vor 16 Jahren an die Macht
gekommen ist, regierte unter Kanzler
Helmut Schmidt ein Regierungsb�ndnis
von SPD und FDP. Die Basis der Sozial-
demokraten wurde allerdings immer un-
zufriedener mit der rechten Politik ihrer
Regierung, die gepr�gt war von milit�ri-
schen Abenteuern (NATO-Doppelbe-
schlu§) und sozialen K�rzungen. Egal,

ob die gemachten Wahlversprechen ein-
gefordert wurden, egal, ob Parteitage
eine andere Politik beschlossen Ð die
SPD-Regierung stellte sich taub und
betrieb die Politik des gro§en Geldes.

Damit es nicht zum offenen Bruch mit
der W�hler- und Parteibasis Ð und damit
vielleicht zu einer au§erparlamentari-
schen Opposition Ð kam, wollte das
Kapital, da§ die FDP sich von der SPD
lossagt, um mit der CDU zu koalieren.
Dieses neue B�ndnis h�tte die notwendi-
ge Mehrheit f�r eine konservative Re-
gierung gehabt.

Die Industrie stellte ihre Schmiergeld-
Zahlungen an die FDP ein und zwang sie
so, sich mit der Union von CDU/CSU
zusammenzutun. Nach einem ãkonstruk-
tivenÒ Mi§trauensvotum gegen Schmidt
wurde Kohl dann Kanzler.

Er konnte ganz unverbl�mt die Politik
betreiben, die die deutschen Bosse ein-
forderten Ð eine h�rtere Gangart gegen
die Gewerkschaften, die Senkung des
Lebensstandards der Arbeiter und einen
konsequenteren Abbau der sozialen
Leistungen.

Kohl stellte die Angelegenheit damals
nat�rlich v�llig anders dar. Nach dem
gelungenen Parlaments-Putsch sprach er
von einer Ègeistig-moralischen WendeÇ

und verk�ndete am 13. Oktober 1982 in
seiner Regierungserkl�rung:

ÈDiese neue Regierung ist notwendig
geworden, weil sich die alte, die bisheri-
ge Regierung als unf�hig erwies, gemein-
sam die Arbeitslosigkeit zu bek�mpfen,
das Netz sozialer Sicherheit zu gew�hr-
leisten und die zerr�tteten StaatsÞnanzen
wieder in Ordnung zu bringen. Diese
Koalition der Mitte wird unser Land aus
der Krise f�hren.Ç

Soviel zu den erkl�rten Zielen. Doch
die Bilanz nach 16 Jahren Kohl-Regie-
rung sieht eher so aus, als habe er das
Land erst richtig in die Krise gef�hrt.
Jedenfalls hinterlassen die Konservativen
der neuen Regierung eine schwere Erb-
schaft, wenn sie ihre Versprechen wahr-
machen will.

Die Arbeitslosigkeit hat Kohl jeden-
falls nicht sehr erfolgreich bek�mpft. Als
er sein Amt 1982 antrat, waren zwei
Millionen Menschen arbeitslos. Im Win-
ter 1997/98 waren fast f�nf Millionen
Menschen als arbeitslos registriert; die
tats�chliche Zahl wird auf sechs Mil-
lionen gesch�tzt.

Das soziale Netz, das CDU/CSU zu
Ègew�hrleistenÇ versprachen, zerst�rten
sie immer mehr. Alle staatlichen Leistun-
gen sind im Zeitraum von 1982 bis heute
radikal beschnitten worden. Aber merk-
w�rdigerweise sollten die Arbeiter immer
mehr bezahlen. Die Steuern und Sozial-
abgaben auf L�hne stiegen von 1980 bis
1995 von 35% auf 47%, w�hrend die
Steuern auf Gewinne und Verm�gen im
selben Zeitraum von 37% auf 23%
gedr�ckt wurden. Und dabei ist es schon
lange kein Geheimnis mehr, da§ die
wirklich gro§en Konzerne �berhaupt
keine Steuern bezahlen, wenn man
ber�cksichtigt, was sie an staatlichen
Subventionen einstreichen.

Wof�r stand also Kanzler Kohl? Die
Ègeistig-moralische WendeÇ, die er vor
16 Jahren eingeleitet hatte, stand im

Ist das
Die SPD hat die Bundestagswahlen vom September gewonnen. Damit sind 16
Jahre Kohl vorbei – endlich. Doch was wird uns ein Kanzler Schröder bringen?
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Geist der Unmoral; die einzige Moral,
der Kohl sich verpßichtet gef�hlt hatte,
war: Nimm es den Armen und gib es den
Reichen.

Deshalb k�nnen wir uns auch nicht
einverstanden erkl�ren mit f�hrenden
CDU-Mitgliedern, die es Èmenschenver-
achtendÇ fanden, da§ am 19. September
in Frankfurt am Main 30.000 protestie-
rende Jugendliche auf einem Anti-Kohl-
Festival eine Puppe, die den Kanzler dar-
stellte, in den Main warfen. Wir h�tten
lieber Helmut Kohl selber hineingewor-
fen.

Was geht ab, Schröder?

Was bringt uns nun ein Gerhard
Schr�der, wenn man ihn nicht an seinen
Versprechen, die Arbeitslosigkeit abzu-
bauen und f�r mehr soziale Gerechtigkeit
zu sorgen, sondern an seinen konkreten
Vorhaben mi§t?

Die erste Ern�chterung lie§ nicht lange
auf sich warten.

Schon zwei Wochen nach der Wahl
machten die Finanz-Fachleute der SPD
eine Entdeckung. Und zwar stie§en sie
im alten Haushaltsentwurf von Finanz-
minister Waigel (CSU) auf L�cher von
20 Milliarden DM; das sagten sie zumin-
dest. Prompt erkl�rte der SPD-Arbeits-
minister Walter Riester, die È�berra-
schend aufgetretenen Probleme engen
den Þnanziellen Reformspielraum ein.Ç
(Frankfurter Rundschau, 8.10.)

Wenn der Haushaltsplan von CDU/CSU
Ð mit Milliardenl�chern Ð nicht mal f�r die
Raubbau-Politik der Union ausgereicht
h�tte, wird die SPD-Politik dann noch
schlimmer? Zumindest, wenn man den
Aussagen der Sozialdemokraten eine
gewisse Logik unterstellt, m�§te es so
sein. Fazit: Kein Geld, keine Reformen.

Die Steuer-„Reform“

Bei der angek�ndigten rot-gr�nen
Steuerpolitik scheint sich der Gro§teil
der b�rgerlichen Medien einig zu sein.

Als ob sie den Teufel in Person vor sich
h�tten, hetzen sie gegen die k�nftige
Regierung, weil sie dem mittelst�ndi-
schen Kapital h�here Verm�genssteuern
aufb�rden will Ð deren Anstieg sich �bri-
gens im Rahmen von 1Ð2% bewegen
soll. Allerdings wird der Spitzen-Steuer-
satz herabgesetzt, wodurch sich diese
Ma§nahme wieder ausgleicht.

Trotzdem spricht der Arbeitgeber-
pr�sident Hundt von einer B�rde, die ein
ÈB�ndnis gegen ArbeitÇ darstelle. Der
deutsche Mittelstand werde ausgenom-
men und vergrault. Und momentan wird
�berall verk�ndet, da§ er es doch sei, der
den deutschen Staat Þnanziert.

Das ist allerdings nichts als Humbug.
Wir leben nicht im K�rperschaftssteuer-
Staat, sondern im Lohnsteuer-Staat. Und
wenn hier einer den Staat Þnanziert, dann
die, gegen die er sich richtet Ð wir, die
Arbeiter. W�hrend die K�rperschafts-
steuer 1950 einen Anteil von 27% am
Gesamtsteueraufkommen hatte, sind es
1995 nur noch 6%. Die veranlagte Ein-
kommenssteuer sank im selben Zeitraum
von 39 auf 4%. Nur die Lohnsteuer, die
stieg von 34 auf 90%! (Zahlen nach
IGMetall direkt. Sie weichen nur gering-
f�gig von denen der Deutschen
Bundesbank ab, die sie f�r 1996 wie folgt
angibt: 10,2%; 4,1%; 85,7%.)

Allerdings wird die SPD diese Ver-
dreifachung des Lohnsteueranteils nicht
wieder verringern und so auch nicht f�r
etwas mehr Gerechtigkeit sorgen.

Die von der SPD angek�ndigte Steuer-
reform, die die kleinen und mittleren
Einkommen entlasten sollte, wurde auf
ungewisse Zeit (oder auf den St.-
Nimmerleins-Tag?) verschoben. Im Mo-
ment gibt es eine Steuerreform nur f�r
die Top-Verdiener und das gro§e Kapital.
Bis zum Jahr 2002 will die rot-gr�ne
Regierung den Spitzensteuersatz von 53
auf 48,5% gedr�ckt haben. Der H�chst-
steuersatz auf gewerbliche Einkommen
soll sogar von heute 47% auf 43% im
Jahr 2000 gesenkt werden. Und die
K�rperschaftssteuer wird schon im n�ch-

sten Jahr von 45% auf 40% gesenkt.
Auch die sogenannte �ko-Steuer wird

dem Kapital nichts anhaben. Gas, Elek-
trizit�t und Treibstoff werden nur f�r die
Endverbraucher Ð also haupts�chlich die
Arbeiter Ð teurer. Die wirklichen Um-
weltverschmutzer im gro§en Stil werden
verschont:

ÈDie Industrie soll von einer neuen
Stromsteuer ausgenommen werdenÇ, so
die Vize-CheÞn der SPD-Fraktion, Anke
Fuchs, am 13. Oktober (Neue Ruhr-
Zeitung, 14.10.98).

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit

Vielleicht w�ren einige der SPD-
W�hler bereit, diese ganzen Betr�gereien
hinzunehmen und sich wie eine Weih-
nachtsgans ausnehmen zu lassen, wenn
diese Machenschaften neue Arbeitspl�tze
bringen w�rden.

Allerdings hat die drastische Zunahme
der Massenarbeitslosigkeit nur sehr
wenig mit der Politik dieser oder jener
Regierung zu tun. Das Problem ist wirt-
schaftlicher Natur. Im Kapitalismus
rationalisieren die einzelnen Unter-
nehmen. Sie ersetzen ihre Arbeiter in
zunehmendem Ma§e durch immer
modernere Maschinen und sind so in der
Lage, billiger zu produzieren. Wollen die
Konkurrenten nicht auf der Strecke blei-
ben, m�ssen auch sie rationalisieren und
damit Arbeiter entlassen.

Und je mehr Arbeiter entlassen wer-
den, desto niedriger wird die Kaufkraft.
Einem Wirtschaftswachstum wird auf
diese Weise immer mehr die Grundlage
entzogen. Deshalb bei§t sich der Hund
selbst in den Schwanz, wenn von den
b�rgerlichen Politikern immer wieder ein
�konomischer Aufschwung als Allheil-
mittel gegen die Arbeitslosigkeit geprie-
sen wird.

In den 70er und 80er Jahren reichte
noch ein Wirtschaftswachstum von 2,3%
aus, um den Abbau von Arbeitspl�tzen
zu stoppen. Ende der 90er Jahre ist daf�r
eine Wachstumsrate von �ber 2,8 bis 3%

die Wende?
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erforderlich. 1997 ist das Brutto-Inlands-
produkt gegen�ber des Vorjahres aller-
dings nur um 2,2% gestiegen und wurde
vom Abbau weiterer 100.000 Stellen
begleitet.

Das Wirtschaftswachstum von 1997
h�tte also nicht einmal in den 70er oder
80er Jahren dazu ausgereicht, die
Arbeitslosigkeit am Wachsen auch nur zu
hindern, geschweige denn, sie zu
bek�mpfen. Und die weltweit um sich
greifenden Crashs und Krisen verhei§en
der Ð exportorientierten Ð bundesdeut-
schen Wirtschaft nicht gerade eine
Verbesserung ihrer Lage.

So kann die Politik nicht wirklich
gegen die Arbeitslosigkeit vorgehen,
solange sie sich der Konkurrenzlogik
unterwirft. Aber von der SPD wird wohl
niemand ernsthaft erwarten, sie trete ein
f�r eine Produktion, die sich nach den
Bed�rfnissen der Menschen richtet und
habe sich auf ihre Fahnen die Enteignung
des Kapitals und die sozialistische
Revolution geschrieben.

Und genau deshalb kann auch ein
Gerhard Schr�der heute nicht mehr sein
als ein Krisenverwalter, der die Kosten
f�r das Desaster Ð mal mehr, mal weniger
Ð auf die Arbeiter abw�lzt.

Der Wechsel – ein

»Klassenbeben«?
Nur die Arbeiter selbst haben die

Macht, dem Kapital die Stirn zu bieten.
Mit einem Streik haben sie das Mittel,
mit dem sie es wirklich unter Druck set-
zen k�nnen, weil sie mit ihm seine
ProÞte bedrohen.

Nun kann sich aber kein Arbeiter allein
in das B�ro seines Vorgesetzten trauen
und sagen: ãEntweder gibt es mehr Geld,
oder ich streike.Ò Wegen Arbeitsver-
weigerung w�rde er sofort auf die Stra§e
bef�rdert werden. Jeder einzelne Arbeiter
ist darauf angewiesen, da§ der Gro§teil
seiner Kollegen mitzieht. Die Stimmung
mu§ auf Solidarit�t und Widerstands-
bereitschaft stehen. 

In letzter Zeit war es allerdings eher
Resignation, die die Stimmung der Kol-
legen hierzulande ausgezeichnet hat. Mit
der Wahl scheint sich das ein wenig
ge�ndert zu haben. Die Mehrheit der
Kollegen will, da§ sich etwas �ndert.
Deshalb haben sie die Partei gew�hlt, aus
denen ihre Betriebsr�te mehrheitlich
stammen. Wenn der Wechsel also zu
etwas gut war, dann dazu, da§ wir an ihm
einen Stimmungsumschwung in der deut-

schen Arbeiterklasse ablesen k�nnen.
Und tats�chlich, in der Tarifrunde vom

Oktober forderte der IG-Metall-Chef
Klaus Zwickel 6,5% Lohnerh�hung. Der
BILD-Zeitung vertraute er an,  die Basis
in den Betrieben habe vielerorts sogar
12% verlangt. Allm�hlich scheint sich
also die Starre der Arbeiter aus Angst vor
Entlassung in die Arbeitslosigkeit zu
l�sen. Ihre Forderungen sind so radikal,
da§ sie ihren Gewerkschaftsb�rokraten
Beine machen.

Die Bosse waren davon nicht weiter
�berrascht. Immerhin sind die Netto-
Einkommen der Arbeiter in den letzten
f�nf Jahren um fast sieben Prozent
geschrumpft, w�hrend die Gewinne in
der Metall-Industrie von einer auf 34
Milliarden DM in die H�he geschnellt
sind Ð also um 3.400%! (Zahlen nach
IGM.) So hatte Gesamtmetall-Pr�sident
Stumpfe auch schon l�ngst vier Prozent
angeboten Ð wie es sich f�r einen Kapi-
talisten geh�rt, nat�rlich nicht allein f�r
Lohnerh�hungen, sondern f�r eine Èdiffe-
renzierte TarifpolitikÇ, wie er das Man�-
ver nannte, mit dem er das Geld dann
wieder in den Taschen der Metall-Bosse
verschwinden lassen wollte. Wenn er
also auch die Arbeiter wieder �ber den
Tisch ziehen wollte, hatte er doch immer-
hin Angst, auf Gegenwehr zu sto§en,
wenn er ihnen nicht wenigstens ein paar
Kr�mel vom Kuchen abgibt.

Traurig an der ganzen Geschichte ist
nur, da§ die Gewerkschafts-B�rokraten
sich mit ihren 6,5% an den Kapitalisten
orientiert haben, die ja schon von selbst
4% angeboten hatten, und nicht an den
Forderungen der Kollegen nach 12%.

Und auch etwas anderes d�rfen wir
nicht vergessen. Ein Stimmungsum-

schwung ist noch lange kein Wieder-
außeben der Bewegung. Selbst wenn
hier Anzeichen von Radikalit�t aufge-
ßackert sind, haben die Arbeiter seit
Beginn der 80er Jahre eine lange
Durststrecke hinter sich gebracht, von
der wir noch nicht wissen, wann sich ihr
Ende abzeichnen wird.

Tony Cliff, ein britischer Marxist, hat
einmal geschrieben, da§ die Arbeiter-
bewegung sich von einer langen Zeit des
Niedergangs nicht auf einen Schlag
erholt:

ÈNach einer langen Krankheitsperiode
der Bewegung wird man so schnell nicht
gesund. Wenn man sechs Monate lang
krank das Bett geh�tet hat, steht man
nicht einfach auf und l�uft einen
Marathon. Man steht auf, geht etwas
herum und kehrt nach einer halben
Stunde ins Bett zur�ck. Aufzustehen ist
�u§erst wichtig, aber auch die Phasen
der R�ckf�lle sind nicht zu vermeiden.Ç
(Linke Opposition, Nr. 10, Mai 1995, S
33.)

Und ob die Arbeiter im gegenw�rtigen
Deutschland schon aufstehen k�nnen
wird sich erst noch zeigen. Jedenfalls
werden sie erst einmal etwas wackelig
auf den Beinen sein.

In Frankreich haben die Entt�uschun-
gen �ber die Politik der damals frisch
gew�hlten sozialdemokratischen Regie-
rung Jospin zwar die Proteste der
Arbeiter verst�rkt. Dahinter steckt aber
kein Automatismus. Nur weil Schr�ders
Wahlversprechen wie Seifenblasen plat-
zen, kommt es deshalb nicht unweiger-
lich zu einem radikalen Aufschwung der
deutschen Arbeiterbewegung.

Bisher sprachen die Zahlen eine andere
Sprache: 1996 waren nur 75,42% der
Gewerkschafter von 1991 noch Mitglied
im Deutschen Gewerkschaftsbund
(DGB). Vor einem Jahr waren noch 8,9
Millionen Kollegen Mitglied, und ihre
Zahl sank weiter. Erst wenn sich dieser
Trend umkehrt, k�nnen wir von einem
Umschwung reden, der in der Arbeiter-
bewegung stattgefunden hat.

Hier liegen all unsere Hoffnungen und
Perspektiven Ð und nicht bei irgendwel-
chen Parteib�rokraten, die uns einen
Wechsel versprechen und pl�tzlich
Kanzler werden. ★

★ Mit dem geplanten Atom-Ausstieg
der rot-grünen Regierung beschäfti-
gen wir uns in der nächsten Ausgabe
des Klassenkampfes.

Hier kommt etwas Sarkastisches
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★ BRITTA REGENITER

Diesen November jährt sich die
deutsche Novemberrevolution.
Sie entstand, wie wir sehen
werden, als Folge des ersten
Weltkrieges. 

Der 1. Weltkrieg entstand, wie jeder
Krieg im Kapitalismus, durch die impe-
rialistischen Machtinteressen der Bour-
geoisie. Das deutsche Kapital wollte
seine M�rkte und Rohstoffquellen er-
weitern, und das franz�sische und briti-
sche sah seine Kolonien gef�hrdet, die es
zu verteidigen galt. So wurden tausende
von Soldaten in den Krieg und in den
Tod geschickt, der f�r den Gro§teil der
Bev�lkerung Ð den Arbeitern Ð keinerlei
objektiven Nutzen hatte. Die Kriegs-
stimmung war allerdings gro§ Ð kein
Wunder in Anbetracht der Stimmungs-
mache der Herrschenden, au§erdem ver-
sprachen sich auch viele Arbeiter durch
den Krieg ein besseres oder ver�ndertes
Leben. Es gab nur wenige Stimmen
gegen den Krieg, zumal die Partei der
Arbeiter, die SPD, f�r die Kriegskredite
stimmte. Wie kam es nun dazu, da§ sich
die Arbeiter und Soldaten wenige Jahre
sp�ter gegen den Terror wehrten?

Von Kriegsstimmung zur Revolution

Wann die Arbeiter f�r ihre Rechte
k�mpfen, kann niemand au§er den
Arbeitern selbst bestimmen. Es gab meh-
rere Faktoren, die die k�mpferische
Stimmung verursacht haben. Es herrsch-
ten Armut und Hunger im Land, weil alle
Mittel f�r den Krieg eingesetzt wurden.
Die Rechte, die sich die Arbeiter in 40

Jahren hatten erk�mpfen m�ssen, wurden
zur�ckgenommen, Streiks waren verbo-
ten. Die wirklichen Ziele des ãVerteidi-
gungskriegesÓ und die Ungerechtigkeiten
zwischen den Klassen traten offener
zutage. Der sp�tere Vorsitzende der revo-
lution�ren Obleute, Richard M�ller, be-
schrieb die Stimmung so: 

ÈSobald die moderne Kriegsmaschine
ihren Lauf begonnen und die Welt in ein
Menschenschlachthaus verwandelt, so-
bald das Kriegsgesch�ft der Kapitalisten
zu bl�hen beginnt und die Not der
Massen zum Himmel schreit, verschwin-
det der patriotische Klimbim und ein lan-
ger Katzenjammer erfa§t die Gesell-
schaft,Ç und: ÈDas Leben und Treiben
der OfÞziere an der Front, das Schlem-
men und Prassen der Kriegsgewinnler in
der Heimat, die Not der Familien und die
Erkenntnisse der wahren Triebkr�fte des
Weltkrieges ... sorgten f�r eine gr�ndli-
che Abk�hlung der Stimmung und
Begeisterung der ersten Kriegswochen.Ç

Die ersten Demonstrationen wurden
von Frauen f�r h�here Essensrationen
angef�hrt. Bald gab es Diskussionen und
Demos gegen den Krieg. Viele Soldaten
erkannten die Heuchelei der Herrschen-
den und desertierten. Die russische
Revolution war weltweit ein enormer
Ansporn f�r die Arbeiterklasse. So kam
es, da§ auch im deutschen Reich die
Verh�ltnisse auf den Kopf gestellt wur-
den.

Die Revolution und ihr Untergang

Januar / Februar 1918: 4.000 Ð 5.000
Munitionsarbeiter treten in den Streik,
der Kampffunke breitet sich aus. Viele

Generalstreiks werden eingel�utet.  Die
Streikleitung der Arbeiter wird zum
Arbeiterrat umbenannt.

4. November: In Kiel rebellieren die
Matrosen gegen ihre sinnlose Abschlach-
terei im Kampf gegen die britische
Flotte. Die Aufst�nde dehnen sich in
Norddeutschland aus.

8. November: In allen deutschen
Gro§st�dten herrscht die Revolution.
Arbeiter- und Soldatenr�te werden ge-
w�hlt. Sp�ter werden viele SPDler, b�r-
gerliche Politiker, ja sogar OfÞziere in die
R�te gew�hlt, obwohl diese den Krieg
mitvertreten hatten, doch dazu sp�ter
n�heres. Das Kaiser-Alexander-Regiment,
da§ die Revolution niederschlagen soll,
schlie§t sich den Aufst�nden an.

9. November: In Berlin ist Revolution!
Lastwagen mit Gewehren fahren an, und
die Arbeiter und Soldaten bewaffnen
sich, daraufhin besetzen sie alle �ffentli-
chen Geb�ude, b�rgerliche Zeitungen,
den Bahnhof, Post- und Telegraphen-
�mter. Bis 10 Uhr abends sind alle
Ministerien besetzt. Sie marschieren zum
Landtagsgeb�ude, da§ ihnen ohne jeden
Widerstand �bergeben wird. Sie bewa-
chen die Eing�nge. Soldaten verweigern
die Befehle ihrer OfÞziere und entwaff-
nen sie. Sie verbr�dern sich in der Stadt
mit den streikenden Arbeitern. Gemein-
sam befreien sie die politischen Ge-
fangenen, darunter auch Rosa Luxem-
burg und Karl Liebknecht.

Sie fordern den Frieden, den 8-
Stunden-Tag, Lohnerh�hungen, die
Bestrafung der Kriegsverantwort-
lichen, die Abschaffung der kapitalisti-
schen Ausbeutung und die Bildung der
sozialistischen Republik.

Die verlorene Revolution



Der Kaiser ßieht. Der rechte SPDler
Friedrich Ebert wird vom Prinzen von
Baden zum Kanzler ernannt und bildet
mit anderen rechten-reformistischen
SPD- und USPDlern den Rat der
Volksbeauftragten (Vollzugsrat). Ebert,

Scheidemann und Landsberg dienen
unter anderen als hinterh�ltige Bewahrer
des kapitalistischen Systems, eingeh�llt
in das rote Deckm�ntelchen der SPD.
Dieser neue Regierungsapparat wird von
den Arbeitern, die auf die SPD vertrauen,

akzeptiert, so bleibt fast �berall die
Regierung des Kapitalismus erhalten.
Die Arbeiter bilden einen
Vollzugsausschu§, dessen Aufgabe es
war, den parlamentarischen Vollzugsrat
zu kontrollieren. Er sollte das revolu-
tion�re Recht im b�rgerlichen
Vollzugsrat durchsetzen, welches von
den Arbeitern und Soldaten bestimmt
wird, der aber keine Macht �ber das
Milit�r hat. Der Antrag, eine Rote Garde
zur Verteidigung der Arbeitermacht zu
bilden, wird vom Vollzugsrat abgelehnt.
Trotz der Bewaffnung einiger tausend
Arbeiter und Soldaten haben die Arbeiter
keine organisierte milit�rische Macht.

10. November: Die Vollversammlung
der Arbeiter- und Soldatenr�te erkl�rt:
ãWir sind jetzt die politische Macht.Ò

16. Ð 21. Dezember: Eine neue Staats-
form wird diskutiert. Die Entscheidung
dar�ber soll auf der verfassungsgebenden
Nationalversammlung im Januar getrof-
fen werden. Die Regierung, die Mehrheit

Die SPD ist niemals eine revolution�re
Partei gewesen. Vielf�ltige Beispiele be-
weisen das, von denen ich nur einige nen-
nen will: die SPD stimmte f�r die
Kriegskredite und machte auch patrioti-
sche Stimmung f�r den Krieg; sie arbeite-
te von Anfang an mit den Feinden des
Klassenkampfes Ð b�rgerlichen Politikern
Ð zusammen; sie will den Sozialismus
durch das Parlament, Reformen, das
Gesetz im ach so friedlichen Kapitalismus
erreichen; sie behindert und bek�mpft
Streiks auf indirektem Wege; sie hat die
Arbeiter im Januar 1919 verraten und
gemeuchelt, und vieles mehr. Trotzdem
haben die meisten Arbeiter gro§e
Illusionen in die SPD Ð so auch damals,
als sie �ber 1 Millionen Mitglieder z�hlte,
in den SPD-Gewerkschaften �ber 2
Millionen, 90 Tageszeitungen ver�ffent-
lichte, Millionen von Mitgliedern in
Freizeit-, Frauen- und Jugendorganisa-
tionen und tausende hauptamtliche Ge-
werkschaftsfunktion�re hatte. Ihr Einßu§
kommt also nicht von ungef�hr. Die SPD
hat von Anfang an dazu gedient, die
Arbeiter in Schach zu halten, indem sie
gro§e T�ne von Sozialismus gespuckt hat,
ohne wirklich danach zu handeln. Das hat
es f�r viele schwer gemacht, das wahre
Gesicht von ihr zu erkennen. Der Grund

weshalb revolution�re Linke, wie Rosa
Luxemburg, nicht fr�hzeitig die SPD ver-
lassen und eine revolution�re Arbeiter-
partei aufgebaut haben, war der, da§ sie
�ber die SPD den Kontakt zu den Massen
halten wollte und hoffte, da§ sich die
SPD-F�hrung unter dem Einßu§ der revo-
lution�ren Arbeiter ver�ndern und selbst
f�r die Revolution k�mpfen w�rde. Doch
das war eine Illusion und ein taktischer
Fehler.

Die revolution�ren Marxisten m�ssen
eine von den Reformisten unabh�ngige
Partei bilden, und zwar zu jedem Zeit-
punkt, um die klaren revolution�ren Ideen
zu behalten, also nicht von reformisti-
schen eingelullt zu werden, und um sich
in der marxistischen Theorie, der Ge-
schichte des Klassenkampfes zu schulen.

Die Partei dient als das Ged�chtnis der
Arbeiterklasse. Die fr�hzeitige Schulung
von Marxisten in der revolution�ren Partei
ist �berlebenswichtig f�r eine erfolgreiche
Revolution. F�r die Arbeiter ist es in einer
Revolution zun�chst leicht, die politische
Macht zu �bernehmen, wenn sie solida-
risch k�mpfen, doch wenn es dann sp�ter
darum geht die politische Macht zu behal-
ten, auszu�ben und auszuweiten bis zur
Diktatur des Proletariats, mangelt es den
Arbeitern an taktischem, geschichtlichem,

politischem Wissen, da sich die meisten
erst in den K�mpfen f�r Politik interessie-
ren. An der Stelle mu§ die Partei der revo-
lution�ren Marxisten dazu f�hig sein, den
Arbeitern die Erfahrungen von fr�heren
Klassenk�mpfen weiterzugeben, damit sie
die taktischen Fehler der Vergangenheit
nicht noch mal begehen, damit sie die
T�cken der Kapitalisten und ihrer
Schergen den Reformisten durchschauen,
damit sie richtig vorgehen, um die wirt-
schaftliche und politische Macht vollends
zu �bernehmen.

Die revolution�re Partei mu§ sich offen
von den Reformisten distanzieren und
Schritt f�r Schritt die Arbeiter warnen und
ihnen die Heuchelei der SPD usw. vor-
f�hren. Sie mu§ den revolution�ren
Arbeitern eine echte Alternative zu den
Sozialdemokraten geben, eine Partei, die
wirklich ihre Interessen vertritt.

Rosa Luxemburg h�tte mit den ande-
ren Marxisten schon sehr viel fr�her
eine eigene Partei aufbauen m�ssen.

Als die Revolution da war, war die
KPD mit 2.000 Mitgliedern nicht nur viel
zu klein, zudem waren die Mitglieder viel
zu ungeschult und unerfahren, um den
Arbeitern eine erfolgreiche Taktik in die
Hand zu geben.

Es gab viele Fehler, die die KPD nicht

Karl Liebknecht Rosa Luxemburg

Die Fehler der Linken damals und die



der reformistischen SPD und USPDler,
hoffen auf eine starke Zentralgewalt, die
die Ordnung wiederherstellt, die R�te
abl�st, und die kapitalistische Produktion
wieder einf�hrt. Im Geheimen sammelt
die SPD-Regierung unter F�hrung
Noskes und der Generalstab rechte
OfÞziere, um verl�§liche Freikorps zu
bilden, die die Macht der Arbeiter im
Notfall blutig ertr�nken sollen.

31. Dezember: Erst jetzt sondern sich
die revolution�ren Leute von der USPD
ab und gr�nden mit den unabh�ngigen
Bremer Linksradikalen die KPD.

Anfang Januar: Die SPD startet eine
Verleumdungskampagne gegen den Ber-
liner Polizeipr�sidenten Eichhorn (linkes
USPD-Mitglied), der von den R�ten er-
nannt wurde, und beschuldigt ihn, einen
B�rgerkrieg vorzubereiten. Mit dieser
Begr�ndung wird Eichhorn seines Amtes
enthoben. Dieser akzeptiert die Entlas-
sung nicht, und will sich einem Urteil
des Vollzugsrates unterwerfen, doch das

akzeptiert die Regierung nicht. Daraufhin
schreien die Massen in Berlin auf und
demonstrieren auf den Stra§en, wollen
den Umsturz der Regierung. 

Dem Zentralkomitee der KPD ist klar,
da§ die Zeit f�r einen Umsturz noch
nicht reif ist, da viele Arbeiter au§erhalb
Berlins und Ostdeutschland noch nicht
f�r eine Arbeiterregierung reif sind Ð sie
w�rden das noch nicht unterst�tzen, und
Norddeutschland, isoliert vom Rest,
k�nnte die Revolution kr�ftem�§ig nicht
allein vollenden. Zusammen mit der
USPD ruft die KPD zu einer friedlichen
Protestdemonstration auf, der sich Hun-
derttausende anschlie§en, doch die Stim-
mung kocht: Bahnh�fe und  Vorw�rts,
das Zentralorgan der SPD, werden be-
setzt. Entgegen der Mehrheit des Zentral-
komitees der KPD und zu ihrem Ent-
setzen rufen Karl Liebknecht und
Wilhelm Pieck zum Umsturz der
Regierung auf. Sie erkl�ren die proviso-
rische Macht�bernahme des revolu-

tion�ren Komitees. Anschlie§end bietet
die KPD der f�r abgesetzt erkl�rten
Regierung Verhandlungen �ber einen
Waffenstillstand an. Das l�§t die revolu-
tion�ren Arbeiter mutlos und hilßos wer-
den. Einige zuvor revolution�re Truppen-
teile bleiben pl�tzlich neutral. Nun ist es
leicht f�r die Regierung, die die verwirrte
Situation voll ausnutzen kann. Sie mobi-
lisiert unerfahrene Arbeiter zu Massen-
versammlungen gegen den ãPutsch-
versuchÒ der KPD in Berlin Ð lenkt ihre
Aufmerksamkeit somit weg von den
Aufst�nden in Berlin Ð und ruft die repu-
blikanischen Teile zur Wiederherstellung
der Ruhe und Ordnung auf. Nun l�§t sie
die rechten OfÞziere in Berlin einr�cken,
die Hunderte Arbeiter abschlachten, dar-
unter auch Rosa Luxemburg und Karl
Liebknecht, um so die ãRuhe und
OrdnungÒ des Kapitalismus wiederher-
stellen. Das war eine schwere Niederlage
f�r die Arbeiterbewegung der ganzen
Welt. ★

Wahlen, dazu mu§ die B�hne der
Nationalversammlung ausgenutzt wer-
den... Alle Schliche und Kniffe der werten
Versammlung r�cksichtslos und laut de-
nunzieren, ihr gegenrevolution�res Werk
auf Schritt und Tritt vor der Masse entlar-
ven, die Massen zur Entscheidung, zur
Einmischung anrufen Ð dies ist die Auf-
gabe der Beteiligung an der National-
versammlung. Die Arbeiter wollten die
Zusammenarbeit von SPD, USPD und
KPD, doch die KPD hat jegliche Zusam-
menarbeit abgelehnt, und so die Arbeiter
glauben gemacht, da§ sie die Revolution
boykottieren wolle. Die KPD h�tte sich
f�r eine vor�bergehende Zusammenarbeit
aus taktischen Gr�nden entschlie§en m�s-
sen, um so die Unf�higkeit der
SPD/USPD vorzuf�hren, und die Arbeiter
zu �berzeugen und auf ihre Seite zu brin-
gen. Auch hat die KPD Gewerkschafts-
arbeit als unwichtig angesehen, obwohl
die Anzahl der Gewerkschaftsmitglieder
von 1918 Ð 1920 enorm gestiegen ist. 

Wer will, da§ die Revolution das n�ch-
ste Mal siegreich ausgeht, mu§ sich also
einer unabh�ngigen, revolution�ren Partei
anschlie§en, sich mit seinen Genossen in
der Geschichte des Klassenkampfes schu-
len, und versuchen neue Mitglieder zu
gewinnen. ★

der Krise nicht, infolge der zu sp�t vorge-
nommenen Spaltung (der Kommunisten
von den linken und rechten Sozial-
demokraten), infolge des Drucks der ver-
ßuchten Tradition der Einheit mit der kor-
rupten... und charakterlosen... Bande der
Lakaien des Kapitals. In jedem ehrlichen
und klassenbewu§ten Arbeiter... erwachte
in unglaublicher Sch�rfe der Ha§ gegen
den Opportunismus der alten deutschen
Sozialdemokratie, und dieser Ha§ Ð das
edelste, erhabenste Gef�hl der Besten aus
der unterdr�ckten und ausgebeuteten
Masse Ð machte die Menschen blind,
nahm ihnen die M�glichkeit, kaltbl�tig zu
�berlegen und eine eigene richtige
Strategie auszuarbeiten... Dieser Ha§
trieb sie zu vorzeitigen Aufst�nden.Ç

Ein weiterer gro§er Fehler der KPD war
es, nicht an den Wahlen der National-
versammlung teilzunehmen, und diese als
B�hne f�r den Aufruf zum fortgesetzten
Kampf und gegen die alte Regierung zu
benutzen, da die gro§e Mehrheit der
Berliner Arbeiter an ihr teilnahm. Die
Mehrheit der KPD hatte sich gegen eine
Teilnahme entschieden, obwohl Rosa
Luxemburg logisch argumentierte: Um
die Massen gegen die Nationalversamm-
lung mobil zu machen und zum sch�rfsten
Kampf aufzurufen, dazu m�ssen die

aufzeigen konnte. Die Arbeiter und Sol-
daten h�tten organisierte, bewaffnete
Milizen bilden m�ssen, um ihre Macht
gegen die Konterrevolution verteidigen zu
k�nnen. Sie h�tten sich alle wirtschaftli-
chen Betriebe und privates Grundeigen-
tum aneignen m�ssen. Zu guter Letzt h�t-
ten sie jeden Rest des alten Staats-
apparates restlos zerschlagen m�ssen und
eine Arbeiterregierung bilden m�ssen,
aber erst wenn fast alle Arbeiter des
ganzen Landes sich emanzipiert h�tten,
was nur eine Frage der Zeit gewesen w�re.
Aber die Arbeiter haben viele verr�teri-
sche Reformisten in die R�te gew�hlt,
weil sie kaum ernstzunehmende Alterna-
tiven hatten, und weil sie in ihrer Une-
rfahrenheit, was politische F�hrung an-
geht, keine richtige theoretische Basis hat-
ten. Trotzdem waren die Arbeiter am Ende
bereit Ð nur leider zu fr�h Ð die alte
Regierung zu st�rzen. Die KPD h�tte sol-
che verh�ngnisvollen Alleing�nge von
Karl Liebknecht (sein zu fr�her Aufruf
zum Umsturz der Regierung) um jeden
Preis verhindern m�ssen.

Der notwendige Zentralismus hat ihr
gefehlt, und die Arbeiter wollten vorw�rts
st�rmen. Lenin dr�ckte es so aus: 

ÈEine wirklich revolution�re Partei hat-
ten die deutschen Arbeiter im Augenblick

Konsequenzen für Sozialisten heute
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Nein, da§ w�re alles nicht so gemeint,
man sei zwar systemkritisch und will die
gesellschaftlichen Voraussetzungen lang-
sam �ndern und reformieren, aber man
stehe voll auf dem Boden der Verfas-
sung. 

OfÞzielle Politik der PDS ist mittler-
weile n�mlich wirklich, da§ man sich
zum Grundgesetz, zur Freiheitlich De-
mokratischen Grundordnung und auch
zur Mecklenburg-Vorpommerschen Lan-
desverfassung bekennt. 

Und so eine Partei wird immer noch
von einigen ãLinkenÒ als w�hlbare Alter-
native zur SPD gesehen. Die PDS be-
kennt sich voll zum Staat der Banken
und Bonzen, zur Herrschaft der Bour-
geoisie �bers Proletariat. 

Sie steht hinter einer Verfassung, die
faktisch das Grundrecht auf Asyl abge-
schafft hat, Menschen ausl�ndischer Her-
kunft diskriminiert, das Kapital der
Reichen besch�tzt  u.s.w. u.s.f..

Die PDS will eine ostdeutsche SPD

werden, daf�r sagt sie auch mal Õne
Demo gegen Nazis ab, weil diese in
einer PDS-Hochburg stattgefunden h�tte.
Wenn man schon viele W�hler hat, wie
die in Sachsenanhalt, die Erst- und
Zweitstimme zwischen DVU und PDS
aufteilen, da will man ja sein eigenes
Klientel nicht verschrecken. 

Ansonsten will die PDS mit in die
Regierungen und �mter, Geld kassieren,
sich alle vier Jahre w�hlen lassen und f�r
die Arbeiter einer Vermittlerrolle zum
Kapital hin spielen.

Was wir von ihr nicht erwarten k�n-
nen, ist das, was notwendig ist. N�mlich
eine Revolution von unten, die Selbst-
emanzipation der Arbeiter, die Schritte
hin zum Sozialismus, in dem es weder
Hunger, Elend noch Krieg geben wird.
Das m�ssen wir von uns selber erwarten
und heute anfangen, die revolution�re
Arbeiterpartei von morgen aufzubauen. 

Als revolution�rer Sozialist geh�rt
man (heute) nicht in die PDS. Sondern
in die IS! ★

(Fortsetzung von S. 28)



fVeranstaltungen der IS UNSERE
POLITISCHEN
GRUNDSÄTZE

KÖLN
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Bürgerzentrum Ehrenfeld, Venloer Str. 429
4.11.1998 ★ Marxismus heute:
Massenansprache oder Theoriezirkel? ✩ Referat
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11.11.1998 ★ Welche Perspektive gegen die 
globale Klimakatastrophe? ✩ Referat und
Diskussion
18.11.1998 ★ Marxisten und die Todesstrafe ✩
Referat und Diskussion
25.11.1998 ★ Proletarischer Frauenkampf oder
bürgerlicher Feminismus? ✩ Referat 
und Diskussion
2.12.1998 ★ Vorsicht Ökosteuer ✩ Referat und
Diskussion
9.12.1998 ★ Die Entwicklung des Kapitalismus
✩ Referat und Diskussion
16.12.1998 ★ Die Geschichte der Black Panther
Party ✩ Referat und Diskussion
23.12.1998 ★ Aktuelles Thema

UNI KÖLN
Diskussionen um aktuelle und theoretische Fragen
des Sozialismus an unserem Infostand:
★ Jeden Donnerstag (im Semester) von 12.00 bis
13.00 Uhr im Foyer des Philosophikums an der Uni
Köln
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BONN
Jeden zweiten Donnerstag, 20.00 Uhr
Oscar-Romero-Haus, Heerstraße 205
5.11.1998 ★ Individueller Terror oder
Klassenkampf? Die RAF und ihr Scheitern 
✩ Referat und Diskussion
19.11.1998 ★ Marxistische Ökonomie für
Einsteiger ✩ Referat und Diskussion
3.12.1998 ★ Einführung in die marxistische
Philosophie ✩ Referat und Diskussion
17.12.1998 ★ Europa, Euro und die
Arbeiterklasse ✩ Referat und Diskussion

BOCHUM
Jeweils donnerstags, 20.00 Uhr
Bahnhof Langendreer, Wallbaumweg 108, Raum 6
??.11.1998 ★ Aufbau der revolutionären Partei im
Abschwung der Bewegung ✩ Referat und
Diskussion

WUPPERTAL
Jeweils donnerstags, 20.00 Uhr
Die Börse, Wolkenburg 100
5.11.1998 ★ Vor 80 Jahren: Revolution in
Deutschland
19.11.1998 ★ Was bringt die neue Regierung?
3.12.1998 ★ Frauenbewegung und Klassenkampf
17.12.1998 ★ Ökofaschismus

Der Kapitalismus beruht auf der Aus-
beutung der großen Masse der Bevöl-
kerung, der Arbeiterklasse, durch eine
immer kleinere Zahl von Kapitalisten.
Die Befreiung der Arbeiter kann nur
durch die unabhängige Aktion der
Arbeiterklasse selbst erreicht werden.

Der Kapitalismus kann nicht allmäh-
lich verbessert oder schrittweise in
seinem Wesen verändert werden. Der
Kapitalismus kann nur auf revolu-
tionärem Weg gestürzt werden. Die
Arbeiterklasse kann die Parlamente,
die Armee, die Polizei und Justiz nicht
übernehmen und für ihre Zwecke
dienstbar machen. Es gibt daher kei-
nen parlamentarischen Weg zum
Sozialismus.

Zur Sicherung der sozialistischen
Revolution ist ein ganz anderer Staat
nötig, ein Staat auf der Basis von
Arbeiterräten. Den verschiedenen poli-
tischen Strömungen innerhalb der
Arbeiterräte muß es erlaubt sein, sich
zu organisieren.

Die soziale, wirtschaftliche und poli-
tische Unterdrückung von Frauen ist
eine Folge der Aufteilung der Gesell-
schaft in besitzende und besitzlose
Klassen. Im Kampf für den Sozialismus
muß diese Unterdrückung aufgehoben
werden.

Wir arbeiten in den Massenorganisa-
tionen des Proletariats, besonders in
den Gewerkschaften und Betriebs-
räten. Unser Ziel ist es, die Massen-
organisationen unter die demokrati-
sche Kontrolle der Arbeiterbasis zu
stellen und sie so zu echten Kampf-
organisationen zu machen.

Wir sind Internationalisten. Unser
Ziel ist der gemeinsame Kampf der
Arbeiter der verschiedenen Nationen.
Wir sind gegen jede Form des
Rassismus und der imperialistischen
Unterdrückung. Wir sind gegen jede
Form der Ausländerdiskriminierung.

Die Erfahrungen Rußlands beweisen,
daß eine sozialistische Revolution auf
Dauer nicht isoliert in einem Lande
überleben kann. Rußland, China und
Osteuropa sind und waren keine sozia-
listischen, sondern staatskapitalisti-
sche Länder. Wir unterstützen die
Arbeiterkämpfe in diesen Ländern
gegen die herrschenden bürokrati-
schen Klassen.

Zur Verwirklichung des Sozialismus
sind Basis und Führung gleichermaßen
wichtig, ihre Rollen dürfen aber nicht
verwechselt werden. Es ist notwendig,
die kämpferischsten Teile der Arbeiter-
klasse in einer revolutionären Partei
zusammenzuschließen. Der „Klassen-
kampf“ und die „Linke Opposition“
setzen es sich zum Ziel, auf den
Aufbau einer solchen Partei mit hinzu-
wirken.

Wir fordern alle diejenigen auf, sich
den „Internationalen Sozialisten“
anzuschließen, die mit unseren politi-
schen Grundsätzen übereinstimmen
und bereit sind, aktiv am Kampf für
den Sozialismus teilzunehmen.

UNSERE
POLITISCHEN
GRUNDSÄTZE
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■ Warum wir die marxistische Theorie brauchen



Bei den Koalitionsverhandlun-
gen zwischen Bündnis 90/Die
Grünen und SPD in Bonn konn-
te jeder sehen, wie schnell die
Grünen althergebrachte Grund-
sätze über Bord warfen, um nur
ja jetzt auch wirklich endlich
mit in das Regierungsboot zu
dürfen. 

Deswegen geht leider der Anpassungs-
kurs der PDS an die SPD in Meck-
lenburg-Vorpommern fast g�nzlich unter,
was dieser Artikel �ndern m�chte.

Nach 8 Jahren in der Opposition sieht
die PDS nun erstmals die reelle Chance,
mit in eine Landesregierung zu kommen.
Die SPD kann nicht mehr an einer Partei
vorbeilaufen, die im Durchschnitt von
jedem f�nften ostdeutschen W�hler ge-
w�hlt wird (in MV waren es 24,4 %), und
sich selbst f�lschlicherweise als soziali-
stisch bezeichnet. Die CDU hat von den
W�hlern so einen deutlichen D�mpfer
gekriegt, da§ die SPD nur im Notfall mit
ihr zusammen gehen k�nnte. Die dritte
Kraft im Lande ist die PDS, also wurde
auch diese zu Koalitionsverhandlungen
eingeladen. Es besteht rein rechnerisch
auch die M�glichkeit einer SPD-Min-
derheitsregierung mit Tolerierung durch
die PDS, aber dann k�nnte die PDS ihre
H�nde in Unschuld waschen und alles
was schief l�uft w�rde rein der SPD
angelastet, w�hrend die PDS auf ihre
Oppositionsrolle verweisen k�nnte. Also
wird es wohl zur ersten ãrot-dunkelrotenÒ
Landesregierung kommen. 

Aber die PDS ist gar keine sozialisti-
sche Partei, wie sie selber sogar nach
eigenem Bekunden zugibt. Eine soziali-
stische Partei w�rde ja ein ganz anderes
Gesellschaftssystem als das derzeitige
erk�mpfen wollen. M�§ten solche ãlinks-
radikalenÒ Schlagw�rter nicht die ãdemo-
kratischeÒ Volkspartei SPD abschrecken?

Aber nicht doch. Doch fangen wir am
Anfang an...

Laut Bundestagswahlprogramm ist die
PDS eine Partei, die allen Menschen of-
fensteht, egal aus welcher gesellschaftli-
chen Schicht. Sie mogeln sich um den
Begriff Klasse herum und damit um die
Klassenwiderspr�che. Der Arbeitslose
kann hier theoretisch mit demjenigen
zusammen f�r eine gerechtere Republik
streiten, der ihn aus ProÞtgr�nden entlas-
sen hat. Und als (Wahl-)Masse darf der
Arbeiter sein Kreuz bei der PDS auf dem
Stimmzettel machen, der tagt�glich vom
Kapitalisten ausgebeutet wird und dem
tagt�glich die Arbeitslosigkeit droht.

Au§erdem ist es egal, ob man das kapi-
talistische System zerschlagen oder nur
reformieren will, willkommen ist man in
beiden F�llen. Die verschiedenen Grup-
pen innerhalb der PDS beziehen unter-
schiedliche Standpunkte zum Thema So-
zialismus und arbeiten mit verschiedenen
Gruppen zusammen. Eines aber eint sie
alle, die Befreiung der Arbeiter ist in
ihrer Planung nicht vorgesehen. Sie sel-
ber wollen lieber f�r uns Arbeiter Politik
machen, da reicht es, sie alle vier Jahre
mal zu w�hlen. 

Und, auch wenn manchen dieser Hin-
weis verp�nt ist, die PDS-Vorg�ngerin
SED hat im Aufbau, Verlauf und Ab-
wicklung der staatskapitalistischen DDR
gezeigt, was sie unter Sozialismus ver-
stand Ð ein b�rokratisches, staatskapitali-
stisches Ausbeutungssystem. 

Heute arbeitet die PDS auf lokaler
Ebene mit den Voll-Stalinisten von der
DKP zusammen und auf L�nderebene ab
jetzt wohl (zumindest im Osten)  mit den
Reformisten der SPD.

Das ideologische R�stzeug, mit dem
die PDS-F�hrung in die Koalitions-
verhandlungen in MV gezogen sind,
waren also eh mehr als d�rftig. Aber

auch wenn das anders gewesen w�re, es
h�tte nichts ge�ndert, denn die PDS-
Spitze gibt eh alle Positionen auf, die sie
vorher vertreten hat. Ihre Zustimmung
zum Bau der Ostsee-Eisenbahn (welcher
vorher konsequent abgelehnt worden
war) ist da nur das bekannteste Beispiel. 

Der Autor dieser Zeilen hatte nicht
gewu§t, ob er lachen oder weinen sollte,
als er die Berichterstattung �ber die
Verhandlungen in MV im Autoradio
geh�rt hat. Gut, morgens um sieben auf
dem Weg zur Arbeit wei§ man das eh
nie, aber es klang zu peinlich. Zusam-
menfassend kam dabei r�ber, da§ die
PDS eigentlich zu allem ãJa und AmenÒ
sagt, aber daf�r mehr Geld zur Verf�-
gung haben will f�r die  Projekte, die ihr
am Herzen liegen. 

Woher das Geld kommen soll, da§ sagt
die PDS aber nicht so richtig. Sie spricht
zwar in ihren Publikationen mal von
Luxussteuern (Kaviaressen und Porsche-
fahren ist n�mlich o.K., aber die Steuer
auf diese Produkte mu§ h�her sein) und
ein bi§chen was vom umverteilen, aber
nichts davon, da§ man den Banken, Ver-
sicherungen und Kapitalisten ihr zusam-
mengestohlenes Geld wegnehmen mu§.

Genau wie bei den Gr�nen (Fischer-
Trittin, bzw. eigentlich jeder b�rgerli-
chen Partei, siehe z.B. Lafontaine-
Schr�der bei der SPD) gibt es auch bei
der PDS ein paar Leute, die ein bi§chen
krassere Phrasen dreschen d�rfen und
dann wiederum Leute, die das dann rela-
tivieren. 

Eine Sprecherin der PDS wurde in
einem Radiointerview gefragt, wie denn
die PDS als regierungsf�hig und demo-
kratisch gelten will, wenn ein Vertreter
der F�hrungsspitze  �ffentlich davon ge-
sprochen hat, die PDS w�re ãantikapitali-
stisch und system-opponentÒ. 

PDS: C

(Fortsetzung auf S. 26)


